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% Protokoll des Ziircher Kantonsrates

203. Sitzung, Montag, 31. Januar 2011, 8.15 Uhr
Vorsitz: Gerhard Fischer (EVP, Baretswil)
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Verschiedenes
— Fraktions- oder personliche Erklarungen
- Fraktionserklarung der SP zum angedrohten

Stellenabbau des USZ ..., Seite 13436
- Fraktionserklarung der SVP zum angedrohten
Stellenabbau des USZ ...........cccooevvviiiiiiccee, Seite 13437
- Fraktionserklarung der Griinen und der AL zum
angedrohten Stellenabbau des USZ ..................... Seite 13438
Geschaftsordnung

Ratsprasident Gerhard Fischer: Das Wort wird nicht verlangt. Die
Traktandenliste ist in der vorliegenden Form genehmigt.

1. Mitteilungen

Antworten auf Anfragen

Ratsprasident Gerhard Fischer: Der Regierungsrat hat uns die Ant-

worten auf zwei Anfragen zugestellt:

— KR-Nr. 324/2010, Hauswirtschaftskurse an Mittelschulen, VI «Ja
zur Husi»: Bereits wahrend der Einflhrungsphase soll wieder ge-
kirzt werden
Ruth Kleiber (EVP, Winterthur)

— KR-Nr. 325/2010, Gebietsmanagement Flugplatzareal Diibendorf
Orlando Wyss (SVP, Dubendorf)

Zuweisung einer neuen Vorlage
Zuweisung an die Kommission fir Justiz und 6ffentliche Sicherheit:

— Gewadhrleistung der 6ffentlichen Sicherheit am Flughafen Zu-
rich in ausserordentlichen Lagen
Bericht und Antrag des Regierungsrates an den Kantonsrat zum
Postulat KR-Nr. 94/2007, Vorlage 4760
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Dokumentation im Sekretariat des Rathauses
Im Sekretariat des Rathauses liegt zur Einsichtnahme auf:
— Protokoll der 202. Sitzung vom 24. Januar 2011, 8.15 Uhr

Antrag betreffend gemeinsame Behandlung von Geschaften

Ratsprasident Gerhard Fischer: Die Geschéftsleitung beantragt Ih-
nen, die KEF-Erkl&rung 15, Reduktion der biz-Standorte von 7 auf 3
Im Rahmen des Sanierungsprogramms San10, und die KEF-Erklarung
16, Berufs- und Studienberatung, gemeinsam zu behandeln. Sie sind
damit einverstanden, wir verfahren so.

2. Zukunft der Kaserne

Postulat von Martin Naef (SP, Zirich), Carmen Walker Spah (FDP,
Zirich) und Monika Spring (SP, Zurich) vom 20. September 2010

KR-Nr. 272/2010, Entgegennahme, keine materielle Behandlung

Ratsprasident Gerhard Fischer: Der Regierungsrat ist bereit, das Pos-
tulat entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt?

Hans-Heinrich Heusser (SVP, Seegraben): Wir verlangen Diskussion.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Hans-Heinrich Heusser, Seegréaben,
beantragt Ablehnung des Postulates. Das Postulat bleibt auf der Ge-
schaftsliste.

Das Geschaft ist flr heute erledigt.
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3. Anreize zur Forderung von pflegenden Angehdrigen

Motion von Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil) und Lorenz
Schmid (CVP, Ménnedorf) vom 27. September 2010

KR-Nr. 288/2010, Entgegennahme als Postulat, keine materielle Be-
handlung

Ratsprasident Gerhard Fischer: Der Regierungsrat ist bereit, die Mo-
tion als Postulat entgegenzunehmen. Ist der Erstunterzeichner mit der
Umwandlung in ein Postulat einverstanden?

Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil): Ich bin damit einverstanden.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Wird ein Antrag auf Ablehnung des
Postulates gestellt?

Regine Sauter (FDP, Zirich): Wir verlangen Diskussion.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Regine Sauter beantragt Ablehnung
des Postulates. Das Postulat bleibt auf der Geschaftsliste.

Das Geschaft ist fur heute erledigt.

4. Dezentrale Infrastruktur fur Polizei und Justiz

Postulat von Beat Stiefel (SVP, Egg), Thomas Maier (GLP, Diiben-
dorf) und Michael Welz (EDU, Oberembrach) vom 4. Oktober 2010

KR-Nr. 303/2010, Entgegennahme, keine materielle Behandlung

Ratsprasident Gerhard Fischer: Der Regierungsrat ist bereit, das Pos-
tulat entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt?

Christoph Holenstein (CVP, Zirich): Ich verlange Diskussion.
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Ratsprasident Gerhard Fischer: Christoph Holenstein, Zirich, bean-
tragt Ablehnung des Postulates. Das Postulat bleibt auf der Geschéfts-
liste.

Das Geschaéft ist fir heute erledigt.

5. Forderung und Unterstltzung der frihen Sprachférderung in
Kinderkrippen, Tagesfamilien und Spielgruppen

Motion von Karin Maeder (SP, Riti), Claudia Gambacciani (Griine,
Ziirich) und Angelo Barrile (SP, Ziirich) vom 25. Oktober 2010

KR-Nr. 310/2010, Entgegennahme als Postulat, keine materielle Be-
handlung

Ratsprasident Gerhard Fischer: Der Regierungsrat ist bereit, die Mo-
tion als Postulat entgegenzunehmen. Ist die Erstunterzeichnerin mit
der Umwandlung in ein Postulat einverstanden? Ich nehme an, dass
sie damit einverstanden. Ist das richtig so?

Wird ein Antrag auf Ablehnung des Postulates gestellt?

Stefan Dollenmeier (EDU, Ruti): Namens der EDU beantrage ich
Nichtiiberweisung.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Das Postulat bleibt auf der Ge-
schaftsliste, weil ein Antrag auf Ablehnung des Postulates gestellt
wurde.

Das Geschéft ist fr heute erledigt.
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6. Zustellung der Lohnabrechnung fir kantonale Angestellte per
E-Mail im Intranet

Postulat von Armin Steinmann (SVP, Adliswil) und Rolf Stucker
(SVP, Zirich) vom 25. Oktober 2010

KR-Nr. 315/2010, Entgegennahme, keine materielle Behandlung

Ratsprasident Gerhard Fischer: Der Regierungsrat ist bereit, das Pos-
tulat entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt? Das ist
nicht der Fall.

Das Postulat 315/2010 ist GUberwiesen.

Das Geschéft ist fir heute erledigt.

7. Verknupfung der Stadtbahn Limmattal mit dem Stadtzircher
Tramnetz

Postulat Christoph Holenstein (CVP, Ziirich) und Josef Wiederkehr
(CVP, Dietikon) vom 25. Oktober 2010

KR-Nr. 316/2010, Entgegennahme, keine materielle Behandlung

Ratsprasident Gerhard Fischer: Der Regierungsrat ist bereit, das Pos-
tulat entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt?

Lorenz Habicher (SVP, Zirich): Ich beantrage Diskussion.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Lorenz Habicher, Zirich, beantragt
Ablehnung des Postulates. Das Postulat bleibt auf der Geschaftsliste.

Das Geschaft ist flr heute erledigt.
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8. Erklarungen zum Konsolidierten Entwicklungs- und Finanz-
plan 2011-2014 (KEF 2012-2015)

Zusammenstellung der Geschéftsleitung vom 14. Januar 2011
KR-Nr. 15/2011

Ratsprasident Gerhard Fischer: Eintreten auf dieses Geschaft ist ob-
ligatorisch. Der Rat ist gesetzlich verpflichtet, die eingereichten KEF-
Erklarungen zu beraten. Er kann die einzelnen Erklarungen tberwei-
sen oder nicht Uberweisen.

Wir haben Freie Debatte beschlossen. Eine Grundsatzdebatte ist nicht
vorgesehen. Es erfolgt direkt eine Detailberatung der einzelnen KEF-
Erklarungen, nach Direktionen geordnet, in folgender Reihenfolge der
Worterteilung:

Bei einer Kommissionserklarung: Kommissionsprasidium, allfallige
Kommissionsminderheit, Gbrige Ratsmitglieder, Mitglieder des Re-
gierungsrates, dann Abstimmung.

Bei einer Einzelerklarung: einreichendes Ratsmitglied, Kommissions-
prasidium, allfallige Kommissionsminderheit, tGbrige Ratsmitglieder,
Mitglieder des Regierungsrates, Abstimmung.

Eine Schlussabstimmung wird nicht durchgefiihrt. Wie heute Morgen
beschossen, behandeln wir die KEF-Erklarungen 15 und 16 gemein-
sam. Sie sind damit einverstanden.

Regierungsprasident Hans Hollenstein: Ein paar grundsatzliche Be-
merkungen aus Sicht des Regierungsrates zum KEF. Wir haben uns
sehr ausfihrlich unterhalten Uber die einzelnen Antrége, aber auch
grundséatzlicher Art.

Der Konsolidierte Entwicklungs- und Finanzplan ist bekanntlich ein
sehr grundsétzliches Instrument in der Hand des Parlaments. Zum
KEF 2011 bis 2014 sind ganze 19 Erkl&rungen eingegangen, weniger
als im vergangenen Jahr. Neun dieser Erklarungen sind Bildungsfra-
gen, finf betreffen die Direktion der Justiz. Das Instrument des KEF
ist ja eine strategische Einflussnahme — sollte es sein. Wir stellen aber
fest, dass es sich bei einigen Antrdgen doch eher um eine operative
Stossrichtung handelt.


http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx?ID=f7ee4448-a3a1-4b70-9749-e482072cb219�

13407

Zudem stellen wir fest, dass eine sehr grosse Spannweite aus finan-
zieller Sicht hier vor uns liegt. Eine KEF-Erklarung befasst sich mit
150'000 Franken, eine andere beschlagt 71 Millionen Franken.

Die KEF-Erklarungen wurden vorschriftsgeméss in den Sachkommis-
sionen beraten. Wir stellen fest, dass 80 Prozent der Erklarungen aber
abgelehnt wurden. Zwei Parlamentarische Initiativen nehmen sich
denn auch dieser grundsétzlichen Frage an; es sind dies die Pl von
Nicole Barandun und die PI von Hans Frei. Allerdings werden ganz
unterschiedliche Wege vorgeschlagen: Die eine mdchte das Instru-
ment streichen, die andere die Verbindlichkeit erh6hen.

Ungeachtet dieser bevorstehenden Grundsatzdiskussion beantragt Ih-
nen der Regierungsrat, 16 Erklarungen nicht zu berweisen. Bei drei
Erklarungen sind wir mit der Uberweisung einverstanden. Dieses Er-
gebnis — und das ist noch interessant — deckt sich beinahe mit den
Sachkommissionen. In diesem Sinn bittet Sie der Regierungsrat, sei-
nen Antrdgen zuzustimmen.

1

Eindammung des Personal- und Sachaufwandes fiir die Jahre 2012
bis 2015 bei Strafverfolgung Erwachsene

(Rene Isler)

René Isler (SVP, Winterthur): Ich weiss, dass solche KEF-
Erklarungen nicht auf die allergrosste Liebe stossen. Wir haben es
gehort vom Regierungsprasident, man will da Abhilfe schaffen oder
neu aufgleisen. Wir konnten nattrlich auch das ganze Verfahren ab-
kiirzen, indem Sie einfach allen meinen KEF-Erklarungen vorbehalt-
los zustimmen; dann waren wir in zehn Minuten durch.

Um jetzt aber dennoch zur Leistungsgruppe 2204 zu kommen, die ich
da zu begriinden versuche: Dem Perfektionismus beziglich der Statis-
tiken, der Vorbereitungsarbeiten und Umsetzungen von Behdrdenor-
ganisationen muss — oder sollte wenigstens—, wie Sie alle wissen,

Einhalt geboten werden. Wir stellen auch fest, dass in dieser Leis-
tungsgruppe der Formalismus und vor allem der Perfektionismus aus-
ufern. Und man fragt sich zu Recht: Sollte man die Kréfte nicht dort
bindeln, wo es sie braucht, an der Front, bei der tdglichen Arbeit? Mit
einer moderaten Verringerung dieses Globalbudgets, denken wir,
konnte der Regierungsrat sehr gut leben, weil dann die Konzentration
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auf das Wesentliche erfolgen wirde. Und so kdnnte man eigentlich
den Personalaufwand und die dazu notwendigen Sachkosten langer-
fristig stabilisieren. Ja, man konnte eventuell die eine oder andere
Stelle mehr beantragen, wenn diesem Perfektionismus und diesem
uberbordenden Formalismus ein Ende bereitet wiirde.

Ich bitte Sie, diese KEF-Erklarung zu unterstutzen, und danke Ihnen
im Voraus.

Markus Bischoff (AL, Zirich): Ich spreche gleich zu den Antragen 1
bis 4 und 6 von René Isler. Inhaltlich sage ich gar nichts, wir lehnen
diese ab, wir haben ja schon in der Budgetdebatte dieselben Antrage
behandelt. Ich glaube, wenn ich mich richtig erinnere, wir haben in
der letzten KEF-Debatte diese auch schon behandelt. Man muss in-
haltlich also nichts mehr dazu sagen. Die einzig interessante Frage zu
diesen Antréagen ist: Sind das eigentlich tberhaupt KEF-Antrage oder
sind das keine KEF-Antrage? Ich denke, es sind eben keine KEF-
Antrédge. Im KEF kann man zu Legislaturschwerpunkten Stellung
nehmen. Man kann da Indikatoren, Wirkungsgrade— oder was es a |-
les gibt—, Entwicklungsschwerpunkte, Aufgaben dndern und so ve r-
suchen, die Regierungstatigkeit zu steuern. Wir sind uns ja alle unsi-
cher hier drin, ob das etwas Sinnvolles ist, was wir heute den ganzen
Tag machen, oder nicht. Aber wenn wir gleich so anfangen, mit sol-
chen Antréagen, die ganz bestimmt keine KEF-Antrage sind, dann fiih-
ren wir naturlich dieses System ad absurdum. Ich denke, es ist viel-
leicht weniger das Problem von René Isler — es gibt ja in allen Frakti-
onen Leute, die sich nicht an die gesetzlichen Vorgaben der Parla-
mentsarbeit halten. In der Regel werden diese dann ja auch viel besser
wiedergewahlt als die andern, die sich da vielleicht an die Vorgaben
halten. Aber es wére auch eine Aufgabe der Fraktionsleitung, zu sol-
chem Unfug Nein zu sagen. Wir mussen nun wirklich keine Budget-
debatte wiederholen. Und wenn man solche Sachen vorbringt, dann
sollte man auch den Mut haben zu sagen «Das ist falsch, du bist hier
im falschen Theater, das Schauspiel, die Budgetdebatte, hat im De-
zember stattgefunden und nicht Ende Januar.»

Deshalb bitte ich Sie, das in Zukunft doch noch ernster zu nehmen
mit diesem KEF, damit wir schlussendlich auch mal eine Debatte fiih-
ren konnen, ob es sinnvoll ist, Ja oder Nein. Aber so fuhrt das wirk-
lich ad absurdum.
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Christoph Holenstein (CVP, Zirich), Prasident der Kommission fir
Justiz und Offentliche Sicherheit (KJS): Der Zweck von KEF-
Erklarungen ist die Stellungnahme zu grundlegenden strategischen
Planen staatlicher Téatigkeiten. Die KEF-Erklarungen sollten also auf
die langerfristigen Legislaturziele und die Veranderung von Indikato-
ren ausgerichtet sein. Bei den funf KEF-Erklarungen von René Isler,
davon vier im Bereich der Justizdirektion mit den Nummern 1 bis 4
und eine im Bereich der Sicherheitsdirektion mit der Nummer 6, wel-
che in der Kommission fur Justiz und 6ffentliche Sicherheit beraten
wurden, handelt es sich ausnahmslos um «recycelte» Budgetantrage,
die auch noch als KEF-Erklarungen eingereicht wurden.

Die Kommission fiir Justiz und 6ffentliche Sicherheit lehnt die Uber-
weisung der Erklarungen bereits aus grundsétzlichen Uberlegungen
ab, da sie keine KEF-Erklarungen im Sinne des Gesetzgebers sind.
Das Inhaltliche wurde bereits ausfuihrlich anlésslich der Budgetdebat-
te diskutiert. Vielleicht erinnern Sie sich noch daran. Es kann im Pro-
tokoll der 197. Kantonsratssitzung vom 13. Dezember 2010 auf den
Seiten 9 bis 20 und auf den Seiten 37 bis 39 nachgelesen werden. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden und Geld zu sparen, verzichte ich
auf das Vorlesen des erwéhnten Protokolls. Besten Dank.

Peter Ritschard (EVP, Zirich): Die Strafverfolgung fiir Erwachsene
muss bereits im Sanierungsprogramm Sanl0 Federn lassen. Gegen-
uber dem KEF vom Vorjahr werden 5 Millionen Franken im Jahr
2011 und 7,2 Millionen Franken im Jahr 2012 eingespart. Bei der
Strafverfolgung Erwachsener ist einiges im Umbruch. Eine neue
Strafprozessordnung ist 2011 in Kraft getreten. Dem Kanton wurden
neue Aufgaben zugewiesen. In den Indikatoren wurde das Erledi-
gungsvolumen leicht erhoht. Fir die Ausbildung von kinftigem
Fachpersonal sollen neue Auditorenstellen geschaffen werden. Die
Sicherheit ist ein wichtiger Standortfaktor fir den Kanton Zirich. An
der Strafverfolgung Erwachsener wurde mit San10 schon genug ge-
spart.

Ich spreche auch gleich zur KEF-Erkl&drung zur Jugendstrafrechts-
pflege. Wie kiirzlich bekannt wurde, sank die Jugendkriminalitat im
Kanton Zurich im Jahr 2010 um 20 Prozent. Lieber Kollege René Is-
ler, Sie wollen mit Ihrer KEF-Erklarung die Justiz fitter machen. Das
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ist gewiss ein sehr lI0bliches Ziel. Sie kommen mir aber vor wie jener
Autofahrer, der das Gewicht seines Boliden reduzieren will und des-
halb beginnt, den Motor vor dem Rennen auszubauen. Bitte lassen Sie
der Justiz den Motor, durch San10 wurde schon das Benzin rationiert.

Apropos KEF-Buch: In diesem schonen blauen Buch schreibt die Jus-
tiz in bestem Amtsdeutsch, sie mdchte die Altersstruktur der Penden-
zen verbessern. Da habe ich mir gleich tberlegt, ob ich ein Altersheim
flr meine eigenen Pendenzen griinden soll.

Beat Badertscher (FDP, Ziirich): Die KEF-Erklarung 1 befasst sich
mit Aufwandreduktionen, das tun auch andere KEF-Erklarungen. Im
Sinne einer Reduktion des Aufwandes erlaube ich mir, gleich zu den
Erklarungen 1 bis 4 und 6 zu sprechen.

Unseres Erachtens haben KEF-Erklarungen etwas mit Strategie zu
tun. Ich gebe zu, dass die Abgrenzung zwischen «operativ» und «stra-
tegisch» gelegentlich nicht ganz einfach ist. Parlamente neigen dazu,
auch Operatives zur Strategie zu erklaren. Hier ist es aber ganz offen-
sichtlich, dass die KEF-Erklarungen 1 bis 4 und 6 operativer Natur
sind. Deshalb lehnen wir diese aus formellen Griinden ab, ohne sach-
lich dazu Stellung zu nehmen. Danke.

Martin Naef (SP, Zlrich): Ich kann mich den Ausfiihrungen meiner
Kommissionskollegen vollumfénglich anschliessen und verweise im
Ubrigen auch auf meine Ausfilhrungen anlésslich der Budgetdebatte
zu den Antragen 1 bis 3.

Thomas Maier (GLP, Dibendorf): Ich spreche gleich zu folgenden
KEF-Erklarungen 1, 2, 3, 4, 6, 8, 12, 14 und 19. Wie Sie sicherlich
bemerkt haben, werden wir heute diverse, wie Sie aufgezahlt gehort
haben, fast die Mehrheit aller KEF-Erklarungen behandeln, die prak-
tisch den identischen Wortlaut haben und das identische Ziel verfol-
gen wie identische Budgetantrage in der Budgetdebatte im vergange-
nen Dezember 2010. Dies bedeutet, dass wir heute — wen wundert's —
des Ofteren die exakt identischen Voten wie vor anderthalb Monaten
horen werden — mit dem identisch gleichen Resultat.

Die Grunliberalen empfehlen Ihnen daher die Lektiire der Budgetpro-
tokolle. Wenn ich in meinem Job Unterschiede in Skripten suche, die
jemand geschrieben hat, gibt es die sogenannte «Differenz-Funktiony,
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eine ausserst praktische Angelegenheit. Mit einer solchen kdnnen Sie
im Nachgang die eventuell auftretenden Unterschiede noch schriftlich
auflisten, was am Resultat leider wohl auch nichts &ndern wird.

In diesem Sinne werden wir uns kurz halten und wiinschen lhnen all-
seits einen kurzweiligen Tag.

Regierungsrat Markus Notter: Auch mir geht es so wie meinen Vor-
rednern. Die Antrége sind alle schon einmal in der Budgetberatung
eingereicht worden. Auch mir kommt nichts Neues in den Sinn und
deshalb verweise auch ich auf das Protokoll der Budgetberatung, 197.
Sitzung vom 13. Dezember 2010. In der provisorischen Fassung fin-
den Sie mein Votum auf den Seiten 11 und 12. Ich habe dem nichts
beizufiigen und beantrage Ihnen Ablehnung dieser Antrage. Besten
Dank.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 1 mit
109 : 56 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

2

Reduktion des Personal- und Sachaufwandes fur die Jahre 2012 bis
2015 in der Jugendstrafrechtspflege

(Rene lIsler)

René Isler (SVP, Winterthur): Ich muss noch was nachschieben:
Wenn ich hore, es seien meine KEF-Erklarungen, dann irren Sie sich
ein wenig. Es sind die KEF-Erklarungen unserer Fraktion. Ich méchte
jetzt nicht herausbrechen, ich sei auch ein wichtiger Teil dieser Frak-
tion, aber von der Kommission bedingt habe ich sie im Namen unse-
rer SVP-Fraktion zu Papier gebracht. Und dann noch was, wenn man
da von Ungultigkeitserklarung spricht oder so tut, als ob wir da nun
irgendwie die Spielregeln nicht ganz begreifen: Eine Ungultigkeitser-
klarung, ob man diese KEF-Antrage fur ungultig erklaren sollte oder
nicht, das war weiss Gott auch in unserer Fraktion ein Thema. Nur hat
es dann am entsprechenden Riickgrat gefehlt, um diese Gretchenfrage
auch zur Abstimmung zu bringen. Vorhin hat es Kollega Beat Badert-
scher auf den Punkt gebracht: Wo sind denn genau die Schnittstellen?
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Und darum hat es dann eigentlich die KJS unterlassen, diese Gret-
chenfrage zu diskutieren. Aber ich nehme gerne Ihre Priigel entgegen;
was einen nicht umhaut, macht einen bekanntlich nur starker.

Zur Leistungsgruppe 2205. Auch das kann man schon auch als Stra-
tegie anschauen, wenn wir meinen, dass einfach auch da der stetige
Perfektionismus fiir die soziale Integration von jugendlichen Strafta-
tern, verbunden mit den therapeutischen und praventiven Massnah-
men, dass man diese wieder auf ein gesundes Mass herabsetzen soll.
Auch hier sollte doch eigentlich die Konzentration auf das Wesentli-
che erfolgen, da eben dem Aufwand fir Personal und Sachkosten
nicht fur die Auslbung der eigentlichen Arbeit, sondern diesem steti-
gen, wachsenden Perfektionismus Einhalt zu gebieten. Was da strate-
gisch falsch ist, lasse ich mir jetzt dann gerne erkléaren. Nichtsdesto-
trotz bitte ich Sie, mit mir dieser KEF-Erklarung zu unterstitzen.
Herzlichen Dank.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 2 mit
115 : 56 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

3

Reduktion des Personal- und Sachaufwandes fur die Jahre 2012 bhis
2015 im Amt fur Justizvollzug

(René Isler)

René Isler (SVP, Winterthur): Auch da zitiere ich ja auch etwas aus
den Legislaturzielen. Man erschrickt schon, wenn man dann eben liest
— und deshalb auch mein Antrag—, was da an Geld bezi ehungsweise
fundamentalen Ereignissen fur die Evaluation und Weiterentwicklung
von Therapie- und Behandlungsformen aufgeboten wird. Da, denke
ich, ist es legitim, hier einmal einen Riegel zu schieben und zu sagen:
Der Strafvollzug ist vor allem einmal ein Sihneverfahren und nicht
eine Vergoldung des Strafvollzugs. Auch da der ganze Perfektionis-
mus und Formalismus; das aber nicht nur eine Aussage fiir die Justiz-
direktion ist, Justizdirektor Markus Notter, das betrifft praktisch aus-
nahmslos alle Direktionen. Darum mein Antrag, dass der kontinuierli-
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che Ausbau und die Optimierung der Haft- und Vollzugsprogramme
so einzuddmmen sind, dass es irgendwo dann auch einmal eine Strafe,
ein Suhneverfahren ist — und nicht irgendwie ein Ferienhotelbetrieb.
Ich bitte Sie, diesen Antrag zu unterstiitzen. Herzlichen Dank.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 3 mit
110 : 56 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

4

Reduktion der Beitrage an Beratungsstellen fur die Jahre 2012 bis
2015 bei der Fachstelle Opferhilfe

(René Isler)

Rene Isler (SVP, Winterthur): Das ist ja nicht ein Angriff auf die Op-
ferhilfe oder deren Institutionen. Wir fordern explizit, dass Opferhil-
febeitrdge an Beratungsstellen vorwiegend durch Tater und Taterin-
nen nach dem Verursacherprinzip, das Sie ja Woche fir Woche im-
mer wieder vorwerfen, geleistet werden. Vor allem, wenn es um den
motorisierten Individualverkehr geht, sagen Sie ja auch immer «Ver-
ursacherprinzip». Und hier machen wir dasselbe: Téterinnen und Ta-
ter sollen, soweit als immer moglich, diese Beitrdge finanzieren. Sie
sind vom Staat her explizit einzufordern. Dadurch kann namlich der
Kostendeckungsgrad wesentlich erhoht und der Aufwand innerhalb
der Fachstelle Opferhilfe auf ein reduziertes Mass gebracht werden.
Wir fordern nicht, dass die Opferhilfestelle weniger Geld zur Verfu-
gung hat. Wir wollen, dass das die Taterinnen und Tater bringen. Und
die Ausrede, da sei halt oftmals nichts, aber rein gar nichts mehr zu
holen, die ist so fadenscheinig, wie Sie einmal behauptet haben, es
gebe gar keine Sozialhilfemissbréauche. Auf einem anderen Gebiet,
beim Unterlassen von Motorfahrzeugsteuern und so weiter, dort kann
man es drehen und wenden, wie man will, dort findet man immer
Geld, und auch das bei denselben Personen. Also wenn Sie etwas fir
die Opfer tun wollen und auch ein gewisses Verursacherprinzip,
sprich: dass Taterinnen und Tater da vermehrt zur Kasse gebeten
werden und nicht auf Kosten der Steuerzahler diese Beitrdge bezahlt
werden mussen, dann bitte ich Sie, auch im liberalen, freisinnigen und
GLP-Sinn, diese KEF-Erkl&rung zu unterstiitzen. Herzlichen Dank.
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Lisette Muller (EVP, Knonau): Offenbar stellt auch René Isler die Op-
ferhilfe nicht infrage. Es ist ja schon, wenn der Kostendeckungsgrad
erhoht werden kann durch Regress auf den Tater. Die Zahlen zeigen
jedoch, dass das bis jetzt nicht moglich war und noch keine Verbesse-
rung da ist. Da scheint es doch sehr gewagt, der Opferhilfestelle die
Beitrage zu kirzen, bevor ersichtlich ist, dass der hohere Kostende-
ckungsgrad auch wirklich erreicht werden kann.

Die EVP-Fraktion lehnt die KEF-Erklarung ab. Wir bitten Sie, das-
selbe zu tun. Danke.

Silvia Steiner (CVP, Zurich): Lieber René Isler, gerne erklare ich dir
und vielleicht auch deiner Fraktion, nach dem, was du gesagt hast,
wie die Opferhilfe funktioniert. Du konntest zwar auch das entspre-
chende Formular aus dem Rapportsystem der Polizei herunterladen,
um das nachvollziehen zu kénnen.

Es bestehen bei der Opferhilfe flr uns als kantonale Behorde diverse
Sachzwénge. Grundlage fir die Tatigkeit der Opferhilfestelle ist das
Bundesgesetz — ich betone es: das Bundesgesetz — iiber die Hilfe an
Opfern von Straftaten, das Opferhilfegesetz. Dieses sieht vor, dass die
Polizei das Opfer bei der ersten Einvernahme uber die Moglichkeit
informiert, Opferhilfeleistungen zu beanspruchen. Das ist der Fall,
wenn ein Automobilist bei einem Verkehrsunfall verletzt wird, wenn
eine &ltere Dame Opfer eines Handtaschenraubes wurde, oder eine
Ex-Lebenspartnerin mit sexuellen E-Mails und SMS attackiert und
beléstigt wird. Das Formular, das alle Polizeien im Kanton Ziirich und
auch sonst wo benutzen, wird bei Fallen der Opferhilfe immer ausge-
druckt und dem Opfer tibergeben. Der Entscheid, ob die Opferhilfe in
Anspruch genommen wird, liegt also beim Opfer. Die Verpflichtung
des Kantons, eine Opferhilfestelle zu flhren, basiert auf Bundesrecht.
Der Staat bevorschusst das Geld an die Opfer sozusagen.

Es gibt hier also wenige Mdoglichkeiten, diesen Budgetposten zu be-
einflussen. Eine ware beispielsweise, dass die Polizei dem Opfer sagt,
es solle doch die Staatskasse nicht belasten und auf seine Opferan-
spriiche verzichten. Oder aber man sorgt dafur, dass weniger Delikte
passieren, die die korperliche, psychische oder sexuelle Integritét ei-
nes Menschen beintrachtigen. Anders ist dieser Aufwand nicht zu
verhindern. Danke.
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Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 4 mit
109 : 55 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

5
Fachstelle fiir Gleichstellung von Frau und Mann des Kantons Ziirich
(Susanne Brunner)

Ratsprasident Gerhard Fischer: Das Wort hat das heutige Ge-
burtstagskind Susanne Brunner, Zdrich.

Susanne Brunner (SVP, Zirich): Ich beantrage lhnen zuhanden des
Finanzplans 2012 bis 2015, den Aufwand der Fachstelle fir Gleich-
stellung auf 600'000 Franken zu senken und den Besché&ftigungsum-
fang auf maximal zwei Stellen festzulegen. Dieser Beschéaftigungsum-
fang entspricht demjenigen bei der Grindung der Fachstelle im Jahr
1990.

Warum macht es Sinn, diese KEF-Erklarung zu beschliessen? Einige
wenige Zahlen sind sehr aufschlussreich. Bereits im Jahr 2008 waren
55,8 Prozent der Schiler an Zircher Gymnasien weiblich. An den Ub-
rigen Mittelschulen, also unter anderem an Handelsmittelschulen, In-
formatikmittelschulen und Fachmittelschulen betrug der Frauenanteil
65,6 Prozent. An der Universitat Zirich betrug der Frauenanteil im
Jahr 2008 ebenfalls 56 Prozent. Im «global gender gap report 2010»
des World Economic Forums belegte die Schweiz letztes Jahr Rang
10 von 134 L&andern. Im Jahr 2007 lag die Schweiz noch auf Platz 40.
Ich habe beispielhaft Zahlen aus dem Bildungsbereich herangezogen,
doch sie sprechen eine deutliche Sprache. Die Gleichstellung von
Frauen ist nicht nur rechtlich in Verfassung und Gesetz verankert, sie
ist eine Tatsache. Gleichstellung ist erreicht.

Die kantonale Fachstelle fiir Gleichstellung gibt es in der Zurcher
Verwaltung seit 20 Jahren. Die Fachstelle hat heute ein grosseres
Budget als bei der Griindung im Jahre 1990 und verflgt Gber mehr
Stellenprozente als 1990. Die Fachstelle ist gewachsen, die Aufgabe
jedoch geschwunden. Hier stimmt doch etwas nicht. Um ihre Da-
seinsberechtigung zu zementieren, ist die Fachstelle heute in Berei-
chen tétig, wo sie nicht zustdndig ware und wo ihr schlicht und ein-
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fach die gesetzliche Grundlage fehlt. Als Beispiele nenne ich den Be-
reich der Gewaltprévention und die Projekte in der Alterspolitik.

Mit dem KEF-Antrag soll der Regierungsrat beauftragt werden, die
Arbeit der Gleichstellungsfachstelle zu redimensionieren und auf ih-
ren gesetzlichen Auftrag zurtickzufihren. Die Fachstelle soll sich in-
nerhalb der Verwaltung fir die Gleichstellung engagieren, sofern
denn dies uberhaupt notwendig sein sollte. Denn Gleichstellung ist
letztlich eine Fuhrungsaufgabe und kann nicht von einer Fachstelle
ubernommen werden. Alle anderen Projekte, die nichts mit Gleich-
stellung zu tun haben, sollen eingestellt werden. Der Kanton Ziirich
hat die finanziellen Mittel nicht, um gut besetzte Fachstellen zu fiih-
ren, die Uberflissige Aufgaben ohne gesetzliche Grundlage ausfihren.
Ich bin gespannt, ob die politischen Krafte in diesem Parlament, die
sich Burokratieabbau und Gesundung der Staatsfinanzen auf ihre
Fahnen geschrieben haben — wir stehen ja alle derzeit im Wahlkampf
—, ob all diese Parteien meinen Antrag unterstiitzen werden. Besten
Dank.

Benedikt Gschwind (SP, Zirich): Es ist ja nicht das erste Mal, dass
wir Uber diese Fachstelle sprechen. Es ist noch nicht so lange her, da
haben wir hier die Debatte beim Budget 2011 geftihrt. Nun verlangt
diese KEF-Erklarung eine Halbierung des Budgets der Fachstelle fir
Gleichstellung. Was heisst das? Das heisst, dass nur noch etwa zwei
Personen dort tatig sein kénnen und dass vor allem Projekte gestri-
chen werden; das hat Susanne Brunner selber ausgefihrt. Was macht
es fur einen Sinn, eine Fachstelle zu fuhren, die gar keine Projekte
mehr machen kann, einfach noch im Biro zu sitzen, um vielleicht
noch ein paar Berichte lesen und redigieren zu kénnen?

Ehrlicher wére es gewesen, wenn man schon kritisch eingestellt ist zu
dieser Fachstelle, wenn man die Abschaffung gefordert hatte und da-
mit eine Grundsatzdebatte ausgel6st hatte. Denn was Sie verlangen,
ist so eine De-facto-Abschaffung. Man hat zwar nicht den Mut, eine
vollstdndige Abschaffung zu fordern, aber indem man derart und in
diesem Ausmass die Mittel entzieht, lauft es eigentlich auf eine Ab-
schaffung hinaus. Der Vergleich mit den Grindungsjahren hinkt na-
tdrlich. Denn wenn man eine neue Stelle einrichtet, das ist klar, ver-
gibt man zuerst einmal vorsichtig und schaut dann, wie die Beddrfnis-
se sich entwickeln. Deshalb kann man hier nicht die Griindungsjahre
zum Vergleich heranziehen.



13417

Fur die SP-Fraktion ist die Abschaffung natirlich keine Option, damit
ich das einfach noch klarstellen kann. Wir sind nach wie vor der Mei-
nung, dass diese Fachstelle eine sehr wichtige Aufgabe zur Erfullung
des Verfassungsauftrags sowohl im Bund wie auch im Kanton Zrich
erfullt. Es geht hier eben nicht nur um die Gleichstellung in der kan-
tonalen Verwaltung, sondern um verschiedenste Anspruchsgruppen
Im ganzen Kanton, wo Beratung und Aufklarungsarbeit geleistet wer-
den, wo auch verhindert wird, dass vermehrt auf dem Weg der Justiz
die Gleichstellung erkampft werden muss, was auch zu einer Entlas-
tung unserer Justiz fuhrt. Es mag sein, dass in den letzten Jahren im
Bildungswesen Fortschritte in Fragen der Gleichstellung erzielt wor-
den sind, aber wenn wir zum Beispiel die Arbeitswelt anschauen,
dann stellen wir einfach fest, dass es immer noch sehr viele ungeldste
Themen gibt, wenn wir nur die Lohngleichstellung betrachten.

In diesem Sinne beantragen wir lhnen, wie auch die Kommission fur
Staat und Gemeinden, die diese KEF-Erklarung beraten hat, Ableh-
nung dieser KEF-Erkl&rung.

Patrick Hachler (CVP, Gossau): Die CVP steht hinter der Fachstelle,
denn sie leistet wichtige Arbeit. Einige Aufgaben sind allerdings —
anders als 1990 — zum Teil weggefallen, andere kommen dazu. Wir
erwarten natdrlich, dass die Fachstelle sich diesen neuen Entwicklun-
gen stellt. Zum Beispiel kann sich auch eine Fragestellung umkehren,
Susanne Brunner hat es bereits erwahnt: Méanner mussen gefordert
werden. Es ist fraglich, ob zum Beispiel auf der Gymnasialstufe die
Chancen fir junge Méanner gleich gross sind wie fir junge Damen.
Auch bei der Integration von Frauen aus Migrantenfamilien besteht
ziemlich sicher noch vermehrt Handlungsbedarf. Mit diesen Bemer-
kungen ist die CVP bereit, die jetzigen Kredite weiterlaufen zu lassen,
und kann daher diese KEF-Erkl&rung nicht unterstitzen.

Rahel Walti (GLP, Thalwil): Auch wenn wir im Rahmen der Sparan-
forderungen des Kantons teilweise bereit waren, beim Gleichstel-
lungsbiiro zu sparen, unterstiitzen wir diesen Antrag jetzt nicht. Denn
die Gleichstellung ist im Kanton Zirich leider nicht realisiert. Noch
ist zum Beispiel sowohl in der Privatwirtschaft wie bei den Behorden
eine gléserne Decke vorhanden, das kann nicht bestritten werden. Ob,
wie und mit welchen Mitteln das Gleichstellungsbiiro hier zu besseren



13418

Resultaten fiihren kann, ist eine wichtige strategische Frage und kann
nicht innerhalb dieser KEF-Debatte diskutiert werden. Es kann ndm-
lich sogar sein, dass es mittel- und langfristig kostengunstiger ist, dem
Gleichstellungsbiiro mehr Mittel zur Verfligung zu stellen, um es da-
fir in 15 Jahren ganz abzuschaffen. Also auch bei der GLP ist eigent-
lich langfristig das Ziel, das Gleichstellungsbiro abschaffen zu kon-
nen, aber weil die Realisierung der Gleichstellung vorhanden ist —
und nicht vorher.

Wir wollen deshalb eine Grundsatzdebatte in dieser Diskussion und
nicht einen Schnellschuss im KEF.

Ornella Ferro (Griine, Uster): Machen Sie die Augen auf, die Mér-
chenstunde ist vorbei! Der Himmel draussen in der realen Welt ist
grau und es ist kalt. Und genau so ist der Kiirzungsantrag der SVP. Er
zielt darauf hinaus, der Fachstelle fiir Gleichstellung stetig Mittel zu
entziehen und sie schlussendlich ganz abzuschaffen. Alle Jahre mehr
Geld entziehen heisst weniger Personal, weniger Téatigkeitsgebiete,
heisst, der Fachstelle ihre Bedeutung und vor allem ihre Wirkung zu
entziehen, aber vor allem das weitere Voranschreiten der Gleichstel-
lung zu verhindern.

Wir haben Susanne Brunner gehort. Sie will den Eindruck vermitteln,
die Gleichstellung sei mittlerweile erreicht. Wer gleichgestellt sein
wolle, der kénne dies auch sein. Sie reduziert somit die Gleichstel-
lung wieder zur Privatangelegenheit. Ein Blick auf die gegentberlie-
gende Ratsseite beweist aber das Gegenteil. Liebe SVP, Sie sind in
der Verteilung Ihrer Ratssitze noch weit von der Gleichstellung ent-
fernt. Mit Ihrem KEF-Antrag sind Sie absolut unglaubwirdig (Hei-
terkeit). Die Zahlen beweisen dies: Im Kantonsrat betragt der Frauen-
anteil rund 32 Prozent. In Zircher Gemeinden sind 23 Prozent der
Exekutivmitglieder weiblich. 15 Zircher Gemeinden haben keine ein-
zige Frau im Gemeinderat. Das ist die reale Welt, die grau und kalt
ist.

Die Griunen werden diesen Antrag selbstverstandlich nicht unterstuit-
zen.

Martin Farner (FDP, Oberstammheim): Wir haben bereits in der
Budgetdebatte ausftihrlich tber die Fachstelle fir Gleichstellung dis-
kutiert und bereits in der Budgetdebatte eine Kiirzung von rund
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120'000 Franken vorgenommen. Aus Sicht der FDP erbringt die
Fachstelle fir Gleichstellung von Frau und Mann eine mehrheitlich
gute Leistung fur Lohngleichheit, gleiche Chance in Beruf und Fami-
lie fir beide Geschlechter; davon kann ich sprechen, weil ich verhei-
ratet bin und drei Kinder habe. Ich denke, dass wir eine Grundsatzde-
batte fiihren mussten tber Sinn und Zweck und Inhalt der Fachstelle
fir Gleichstellung, und nicht einfach (ber eine globale Kiirzung, wel-
che die Fachstelle faktisch abschafft.

Liebe Susanne Brunner, ich kann dir heute kein Geburtstagsgeschenk
machen, wir werden diese KEF-Erklarung nicht unterstiitzen. Danke.

Lisette Miller (EVP, Knonau): Liebe Susanne Brunner, es besteht ein
Verfassungsauftrag, da haben Sie recht. Und rechtlich ist die Gleich-
stellung tatsachlich schon erreicht, praktisch jedoch leider nicht.
Stichworte wie Lohnunterschiede, Fiihrungsfunktionen, Vereinbarkeit
von Beruf und Familie, diese Stichworte sind bekannt. Leider ist dies
nicht alles selbstverstandlich heute, wie Sie behaupten. Mit der Kir-
zung schneiden Sie ein laufendes Projekt zur Vereinbarkeit ab. Es
stimmt nicht, dass kein Auftrag fur Aufgaben der Fachstelle besteht,
wie zum Beispiel die Gewaltpravention. Ich denke, das ist in der Zu-
sammenarbeit mit Frauen ein ganz wichtiges Thema. Die Vielfalt der
Themen, die gleichstellungsrelevant sind, nimmt zudem zu. Diese
werden subtiler und komplexer. Doch diese Herausforderungen, das
wissen wir alle, bergen auch Madglichkeiten: bessere Work-Life-
Balance fur Frauen und Manner dank besserer Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie, ein klarer Fokus auch auf die Bedirfnisse von Mén-
nern — ein Mann hat in der Stadt Zirich sogar den Gleichstellungs-
preis 2010 erhalten—, der grosse volkswirtschaf tliche Nutzen dank
vermehrter Berufstatigkeit von gut ausgebildeten Frauen.

«Nicht schon wieder!», mochte ich sagen. Die Mittel werden effizient
genutzt. Die Fachstelle hat ihre Hausaufgaben gemacht und ihr Bud-
get konsequent und langfristig im Griff. Im KEF 2011 bis 2014 sind
sie fur die Planjahre 2012 bis 2014 deutlich tiefer vorgesehen. Einzig
bis 2011 laufen noch befristete Projekte fiir die Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Diese gilt es nun ordentlich abzuschliessen, auszu-
werten und die notigen Schlisse daraus zu ziehen. Es macht keinen
Sinn, darauf jetzt aus Kostengriinden zu verzichten. Auch ein externer
Evaluator, der das Sparpotenzial durchleuchtet hat, kommt zum glei-
chen Schluss.
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Die EVP-Fraktion lehnt die Erklarung ab und bittet Sie alle, dasselbe
zZu tun.

Hans Frei (SVP, Regensdorf): Erlauben Sie mir vorweg eine Bemer-
kung. Verschiedene Votanten haben heute Morgen nochmals bestétigt
oder erwahnt, dass nichts anderes von unserer Seite beantragt wurde
als Budgetantrage. Ich weise diese Vorwirfe ganz klar zurlick. Samt-
liche Antrége unterscheiden sich ganz klar von Budgetantréagen, weil
es sich letztlich nicht um eine Korrektur der Laufenden Rechnung be-
ziehungsweise des Voranschlages, sondern ganz klar um Antrage
handelt, um in einer Planperiode 2012 bis 2015 Einfluss auf Téatigkei-
ten unserer Verwaltung zu nehmen. Hier setzen wir an, hier akzeptie-
ren wir gewisse Entwicklungen nicht. Hier werden gewisse Entwick-
lungen auch infrage gestellt.

Und nun zum Antrag des Gleichstellungsbiros: Vor Jahresfrist hat die
FDP-Fraktion Antrag gestellt, hier eine Kiirzung vorzunehmen. Die-
ser Antrag ging in diesem Saal mit 96 zu 56 Stimmen Uber die Bihne.
Mitgetragen wurde dieser Antrag nicht nur von der FDP, sondern
auch von der GLP und sicher unsererseits. Lisette Muller hat es rich-
tig gesagt soeben, sie hat betont, die Fachstelle habe ihre Arbeit ge-
macht. Jawohl, sie hat sie gemacht. Hier sind wir und heute gefordert,
solche Téatigkeiten zu hinterfragen und fur die nachste Zukunft mogli-
cherweise andere Prioritdten zu setzen. Und das machen wir hier.
Diese Fachstelle hat ihre Arbeit gemacht. Der Handlungsbedarf ist so
nicht mehr ausgewiesen. Wir wollen hier eine Korrektur. Und da hilft
auch nicht daruber hinweg, dass der Regierungsrat die KEF-
Erklarung letztes Jahr nicht entgegennahm. Er schrieb zwei Seiten
dariiber, wieso es sie braucht, und hat in keinem Satz erwéhnt, was sie
alles geleistet hat und was sie erreicht hat. Wir hinterfragen nun diese
Aufgabe und sind ganz klar der Meinung, es seien in Zukunft andere
Prioritdten zu setzen in diesem Staatshaushalt und es sei hier eine
Korrektur zu machen.

Ich bitte Sie, diesen Antrag zu unterstitzen.

Julia Gerber Riegg (SP, Wéadenswil): Susanne Brunner, Sie ziehen
den Indikator «Beteiligung der Frauen in der Bildung» als Beweis
hervor, dass Gleichstellung erreicht ist. Susanne Brunner, die Frauen
sind stark in der Bildung, sie sind gut in der Schule, das ist eine Leis-
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tung und kein Arger. Das ist eine Leistung der Frauen, das ist aber
auch eine Leistung der Padagogik und das ist eine Leistung der Fach-
leute, die sich mit Gleichstellungsfragen in der Bildung auseinander-
gesetzt haben. Wir sind hier aber noch nicht am Ende. Wenn wir jetzt
feststellen, dass unsere Knaben in der Schule Probleme haben, dann
muissen genau diese Fachleute sich iberlegen: Was brauchen die Jun-
gen? Dann braucht es die Fachstelle fiir die Gleichstellung von Frau
und Mann genauso, die Beratung der Padagogik, wie wir unsere
Jungs auf VVordermann bringen.

Susanne Brunner spricht einzig und allein von der Bildung. Sie
spricht nicht von den LOhnen, vom Lohn-Gap, der wieder zunimmt.
Sie spricht nicht von der mangelhaften Beteiligung von Frauen in
Entscheidungsgremien der Wirtschaft. Sie spricht nicht von den frau-
endominierten Tieflohnbranchen. Und sie spricht nicht von der Ge-
walt gegen Frauen, die heute immer noch ein grosses Thema ist.

Warum sind Sie denn trotzdem der Meinung, Gleichstellung sei er-
fullt? Wissen Sie, ich habe da einen Verdacht: Alle reden immer
schdn von Gleichstellung und niemand ist wirklich dagegen. Aber
Gleichstellung heisst, meine Herren, Macht teilen, Macht teilen zwi-
schen den Geschlechtern, und das ist es, was Sie nicht wollen. Und
deshalb brauchen Sie immer noch die Knarre unter dem Bett. (Heiter-
keit und Unmutsausserungen im Ratssaal.) Susanne Brunner, das ist,
was auch lhre Kollegen in der SVP nicht wollen. Und es tut mir
schrecklich leid, Sie sind doch eine gescheite junge Frau. Warum las-
sen Sie sich von diesen Herren vor den Karren spannen? Wann erwa-
chen Sie und sehen Sie ein, dass wir Gleichstellung noch nicht er-
reicht haben? Ich danke Ihnen.

Nicole Barandun (CVP, Zirich): Wenn wir hier nicht einfach die
Budgetdebatte fortsetzen, sondern uns wirklich mit dem KEF ausei-
nandersetzen wollen, dann missen wir ber Leistungs- und Legisla-
turziele sprechen. Aber das tont natirlich dann nicht so schon. Es geht
namlich darum, die Aktivitaten im Bereich der Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie abzuklemmen. Und ehrlich gesagt, sind Sie wirklich
der Meinung, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist erreicht?
Ich nicht. Ich habe eine gute Ausbildung genossen, meine Ausbildung
war genauso gut wie diejenige meiner mannlichen Kollegen. Aber ich
kann Ihnen sagen: Wenn es darum geht, zu arbeiten, Kinder zu haben,
Familie und Beruf zu vereinen, dann wird es schwierig. Und ich bin
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Uberzeugt, dass auch SVP-Wahlerinnen und -Wahler das so sehen.
Wenn Sie ehrlich waren und heute gesagt hétten, was Sie wollen,
nadmlich: diese Leistungen verhindern, verhindern, dass fir mehr Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie gesorgt wird, dann wére vielleicht
im Hinblick auf die ndchste Wahl dieses Unterfangen auch nicht so
erfolgreich.

Thomas Maier (GLP, Diibendorf): Lieber Hans Frei, du hast recht, es
ist heute hier die erste KEF-Erklarung, die keine reine Wiederholung
aus der Budgetdebatte ist. Aus diesem Grund werden wir sie nicht
unterstiitzen kénnen, weil sie eben weit tiber den Antrag hinausgeht,
den wir im Budget damals im Dezember 2010 behandelt haben. Ich
maochte noch etwas préazisieren: Ich habe eingangs erwéhnt, dass wir
die identischen Budgetantrage, diejenigen Budgetantrage, die abge-
lehnt wurden, nicht wieder stellen, denn wir haben nach anderthalb
Monaten genau die gleichen Mehrheiten in diesem Saal wie Mitte
Dezember. Und wenn Antrage wiedergestellt werden, die eine Mehr-
heit gefunden haben, kdnnen wir dem nur zustimmen.

Ruedi Lais (SP, Wallisellen): Lassen Sie mich auf Hans Frei antwor-
ten. Sie haben ja auch die entsprechende Kantonsverfassung, die uns
diesen Auftrag gegeben hat, abgelehnt. Konsequenterweise lehnen Sie
auch den Gleichstellungsartikel ab. Die einzige Aufgabe, die Ihrer
Meinung nach die Gleichstellungsfachstelle noch hétte, ware, die
Kartonschachteln zu fullen und abzumarschieren. Da sind Sie ja auch
ehrlich. Ich mdchte Sie aber doch daran erinnern, dass Sie selber ja
andauernd in einem Dauerwahn und Abstimmungskampf Gleichstel-
lungsthemen ausschlachten. Sie machen Werbung mit verschleierten
Frauen. Sie machen Werbung gegen die Einwanderung. Sie machen
Werbung mit Gewaltthemen, mit Ausbeutungsthemen. Und Sie freuen
sich Uber jeden Verstoss gegen die Gleichstellung, wenn sie mit Ge-
walt verbunden ist und Sie sie ausschlachten kénnen. Genau diese
Themen bearbeitet die Fachstelle fur Gleichstellung. Und wir wiirden
uns erhoffen, dass Sie noch mehr auf die aktuellen Themen eingehen
wirden, die gerade von der SVP erfolgreich ausgeschlachtet werden,
zum Beispiel Migrationsthemen. Es stimmt, dass Frauen in bestimm-
ten Migrationsgruppen nicht die gleichen, effektiven, tatsachlichen
Rechte geniessen, wie sie der Verfassungsauftrag eigentlich gewéhren
wirde. Es stimmt, dass Migration notwendig ist in einem erschre-
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ckenden Ausmass, weil wir unsere Talente in der Schweiz nicht aus-
schdpfen. Warum mdissen wir so viele Ingenieure aus Deutschland
importieren? Doch gerade deshalb, weil es zu wenige Schweizer In-
genieure gibt, und das nicht zuletzt deshalb, weil es zu wenige
Schweizer Ingenieurinnen gibt. Technische Berufe werden von Mé&d-
chen viel zu wenig ergriffen und erlernt. Das ist ein Verstoss gegen
die tatsachliche Gleichstellung. Diese (bertragenen Rollenbilder be-
hindern den wirtschaftlichen Fortschritt der Schweiz, und aus der Not
heraus muss die Schweizer Wirtschaft Arbeitskrafte importieren, wo-
gegen Sie dann wieder Sturm laufen. Sie mussten eigentlich fir die
tatsachliche Gleichstellung von Frau und Mann Feuer und Flamme
sein.

Zum letzten Punkt, der politischen Partizipation, sie ist bereits ange-
sprochen worden: Es ist nicht so, dass die tatsachliche Gleichstellung
erreicht ist, und die Verfassung spricht nicht von der juristischen,
sondern von der tatsdchlichen Gleichstellung. Es ist so, dass Frauen
auf dem Ruckzug sind von der Politik. Und gerade in der letzten Mei-
nungsumfrage zu den Wahlen 2011 kénnen wir lesen, dass junge
Frauen sich abgestossen fiihlen von der Art und Weise, wie in der
Schweiz Politik gemacht wird, und dass sie deshalb weniger bereit
sind, sich zu beteiligen. Hier sind wir alle gefordert, diese Beteili-
gungshirden abzubauen, indem wir ernsthaft politisieren, indem wir
anstandig politisieren, indem wir das tun, was die Bevdlkerung will,
namlich uns um die tatsdchlichen Probleme der Schweiz kiimmern.
Und diese liegen in den Bereichen Migration, Wirtschaft, politische
Partizipation. Und hier liegt die Gleichstellung mehr im Argen als vor
einigen Jahren. Es ist schlechter geworden in den letzten Jahren, und
deshalb muss die Fachstelle fur Gleichstellung nicht die Koffer pa-
cken und die Schachteln fillen, sondern sie muss ihren Auftrag ver-
starkt wahrnehmen. Deshalb ist das richtig, was die FDP sagt: Wir
mussen uns mehr um die Inhalte kiimmern und wir mussen ernsthaft
darlber diskutieren, wie wir Gleichstellung im Kanton Zirich for-
dern. Ich danke Ihnen.

Michael Welz (EDU, Oberembrach): Die Fachstelle fiir die Gleich-
stellung von Frau und Mann hat ihre Aufgabe weitgehend gemacht
und eine 100-prozentige Gleichstellung wird ihr auch nie gelingen.
Ich mOchte noch etwas dazu sagen: Wenn Sie sagen, in der Politik
habe es zu wenige Frauen, dann gehen Sie zum Beispiel einmal zu
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den Schulpflegen. Ornella Ferro, in den Schulpflegen sind doch
mehrheitlich mehr Frauen vorhanden.

Julia Gerber Riegg mdchte ich einfach noch mitgeben: Es war doch
die SP, welche sich fiir zwei Fremdsprachen in der Primarschule stark
machte. Es war auch die SP, die sehr viele Schulreformen geférdert,
gestiitzt und verlangt hatte, sodass wir heute eine knabenfeindliche
Schule haben. Und ausgerechnet jetzt soll diese Fachstelle hier wieder
Rickwartskurs gehen! Ich glaube, hier ware eher eine Korrektur der
Politik angesagt.

Vonseiten der EDU waéren wir auch bereit, diese Beitrage fur die
Fachstelle fiir die Gleichstellung von Frau und Mann ganz zu strei-
chen.

Claudio Zanetti (SVP, Zollikon): Ja, Ruedi Lais, dieses Votum ist
schlicht und einfach infam (Heiterkeit). Wir brauchen uns von Ihnen
nicht sagen zu lassen, dass wir es mit der Gleichstellung nicht ernst
nehmen. Wir sind sehr fiir die Gleichstellung, aber wir machen kein
Theater darum, wie Sie das machen. Und sobald es ernst wird, hort
man von Ihnen nichts. Theoretisch sind Sie flr die Gleichstellung, das
Ist schon so. Aber wenn da zum Beispiel im islamischen Umfeld die
Gleichstellung massiv verletzt wird, hort man nichts von Ihnen. Denn
der Islam ist ja schliesslich die Religion des Friedens. Und dann
kommt Ihre Bundesratin (Micheline Calmy-Rey) und macht bei den
Mullahs im Iran sogar die Aufwartung mit Kopftuch. Sie kdnnten das
Budget der Gleichstellungskommission verhundertfachen, solche
Schritte machen alles wieder mit einem Schlag zunichte. Wo war da
Ihr Aufschrei? Was Sie wollen: Sie wollen eingreifen, Sie wollen kor-
rigieren, Sie wollen Unternehmen in ihre Autonomie eingreifen und
ihnen vorschreiben, wie viele Frauen sie in ihren Verwaltungsraten
haben sollen. Solche Dinge wollen Sie. Aber wenn es wirklich darauf
ankommt, ziehen Sie selber den Schwanz ein, dann schaffen Sie Quo-
ten. Wir haben bei uns keine Quotenfrauen. Unsere Frauen hier sind
absolut gleichberechtigt bei uns in der Fraktion. Es sind vielleicht
noch etwas weniger als bei Ihnen, das mag ja sein, aber was die Qua-
litdt angeht, sind sie Ihnen haushoch uberlegen (Heiterkeit), nicht zu-
letzt deshalb, weil sie gleichberechtigt werden, und nicht weil sie ge-
fordert werden, weil sie einfach Frauen sind.
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Heinz Kyburz (EDU, Mannedorf): Die Debatte, die immer wieder ge-
fihrt wird — schon beim Budget und jetzt beim KEF —, ist schlussend-
lich eine ideologische Debatte. Man darf und muss sie hier nicht fih-
ren, wir haben jetzt eigentlich schon zu viel dariiber gesprochen. Man
muss sie wirklich im Zusammenhang mit dem Thema «Abschaffung
dieser Fachstelle» sehen, da braucht es einen Vorstoss, da braucht es
eine Diskussion.

Es ist Klar, wir sind fur gleiche Rechte fur Mann und Frau; da haben
wir ein ganz klares Ja. Wir sind aber gegen die Gleichstellung von
Mann und Frau. Denn es gibt Unterschiede zwischen Mann und Frau
und die mussen einfach wahrgenommen werden. Die kann man nicht
wegschwatzen. Wenn man die wegschwatzen will, dann ist man bei
der Gender-Ideologie, und bei der Gender-ldeologie stellen wir uns
ganz klar dagegen. Dagegen muss angekampft werden, denn das ist
eine riesige Gefahr fur unser Land (Heiterkeit). Wir werden deshalb
klar den Antrag von Susanne Brunner unterstiitzen und, wie gesagt,
die Abschaffung dieser Fachstelle ist sicher ein Thema.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 5 mit
111 : 60 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab.

6

Reduktion des Personal- und Sachaufwandes fur die Jahre 2012 bhis
2015 bei den Strassenverkehrsamtern

(René Isler)

René Isler (SVP, Winterthur): Das Thema kdnnte eigentlich fast nicht
aktueller sein. Was diese KEF-Erklarung betrifft, Sie wissen es ja, die
Medien haben es ziemlich ausfihrlich gebracht wegen der ganzen
Gebihren und Abgabentarife, auch der Kantonale Wirtschaftsver-
band, Teile des Gewerbes bei den Wahlempfehlungen fir die Regie-
rungsratswahlen 2011. Da sind wir schon seit Jahren eigentlich daran
— die SVP wieder einmal als Vorreiterin—, dass wir die Kosteniibe r-
wélzungen und -umlagerungen nicht mehr langer tolerieren, dass wir
mehrheitlich durch diese unsinnigen Vorschriften, die man elegant
umschiffen konnte, vor allem unsere Unternehmungen und unser Ge-
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werbe betroffen sind. Das andere haben wir ja schon ausfihrlich wah-
rend der Budgetdebatte debattiert. Ich denke, an der ganzen Sache ist
nach wie vor die Krux der Geschichte, dass durch die vermehrten Ab-
gaben und Geblhrenabgaben, auch durch die Prifungsintervalle, die
zu hinterfragen sind, diese Gebihren langerfristig so gestaltet werden
sollten, dass es eben auch fur unser Gewerbe, das leider oftmals schon
von Berufes wegen auf seine Motorfahrzeuge angewiesen ist, wie
auch fur Unternehmungen, die schon genug mit der LSVA (Leis-
tungsabhangige Schwerverkehrsabgabe) geknlippelt werden, dass sie
schlussendlich mehr Luft haben und das ersparte Geld wieder in ihre
Investitionen und in ihre Belegschaft investieren kdnnen.

In diesem Sinne danke ich Ihnen fir die Unterstiitzung. Herzlichen
Dank.

Regierungsprasident Hans Hollenstein: Zur Sicherstellung der Ver-
kehrssicherheit schreibt das Bundesrecht im SVG (Strassenverkehrs-
gesetz) die Prufungsintervalle zwingend vor. Wenn hier etwas geén-
dert werden muss, dann braucht es eine Motion auf Bundesebene. Wir
halten uns beim Strassenverkehrsamt ans geltende Recht.

Zum Zweiten noch wegen der Gebthren: Die GebUlhren des Strassen-
verkehrsamtes werden regelmadssig Uberpruft. Wahrend der Jahre
2002 bis 2008 wurden die Gebihren, René Isler, massiv gesenkt und
auf diesem tiefen Stand belassen. Das Gebiihrenniveau unseres Stras-
senverkehrsamtes liegt deutlich unter dem schweizerischen Durch-
schnitt. Das ist nicht meine Aussage allein, sondern der Preisiiberwa-
cher bestatigt das in seinem Newsletter 6, Nummer 10, vom Novem-
ber 2010. Was die stetig anwachsenden Kosten fur das Gewerbe und
die Gebuhren des Strassenverkehrs betrifft, kann ich die Meinung von
René Isler mit bestem Willen nicht teilen.

Der Regierungsrat beantragt Ihnen, diese Erklarung nicht zu tberwei-
sen.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 6 mit
110 : 57 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.
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7
Reduktion der betrieblichen Aufwandsteigerung
(Martin Arnold)

Martin Arnold (SVP, Oberrieden): Ich kann mich in der Erléduterung
dieser KEF-Erklarung recht kurz halten. Ich gehe davon aus oder hof-
fe zumindest, dass Sie die Begriundung dazu gelesen haben. Alles
Wesentliche steht eigentlich darin.

Wer nun glaubt, dass ich tber den schlechten finanziellen Zustand des
Kantons lamentieren wiirde, den muss ich leider enttduschen. Dem
Kanton Zirich geht es im Prinzip recht gut, im Moment recht gut, fi-
nanziell gesehen, besser als umliegenden Kantonen, besser auch als
vergleichbaren Wirtschaftsregionen innerhalb Europas. Dennoch ist
nicht zu Gbersehen, dass die Aufwandsteigerung im kantonalen Bud-
get Uber Jahre sehr hoch ist. Sie liegt immer deutlich Gber den Indika-
toren zum Wirtschaftswachstum und konnte bisher den mittelfristigen
Ausgleich nur erreichen, weil spezielle exogene oder eben Sonderfak-
toren dazu beigetragen haben. Namentlich ist es das Nationalbank-
Gold, das einmal verbucht wurde, 1600 Millionen Franken. Es sind
aber auch die Aufwertungsgewinne aus der neuen Rechnungslegung.

Was diese KEF-Erklarung eigentlich will, ist eine Erh6hung der
Transparenz fir die Entscheide des Parlaments. Der Regierungsrat
wird eingeladen, das Budget so zu machen, dass auf Basis des verab-
schiedeten Budgets nur die Teuerung beriicksichtigt wird, die Bud-
getvorgaben an die Direktionen und die einzelnen Amter, und dass
alle exogenen Faktoren, also alle externen Beschliisse oder VVorgaben,
die zu einer Aufwandsteigerung fiihren, eben transparent ausgewiesen
werden. Es soll die gesetzliche Grundlage dazu deklariert werden. Es
sollen die Leistungsausweitung oder die neue Leistung deklariert
werden. Es sollen die Kosten daflir deklariert werden. Exogene Fakto-
ren sind im Speziellen Anpassungen im Bundesrecht oder eben auch
im kantonalen Recht. Dazu gehdrt aber auch das Wachstum der Be-
volkerung, zum Beispiel durch Zuzug, bei dem Leistungen entlang
dieses Bevolkerungswachstums ausgedehnt werden mdissen.

Ich hoffe, dass Sie dieser KEF-Erklarung zustimmen werden. Es wiir-
de der Regierung ein Instrument in die Hand oder die Méglichkeit
geben, noch transparenter zu informieren und dem Parlament noch
bessere Entscheidungsgrundlagen fiir Budget und KEF in die Hand zu
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geben. Ich gehe davon aus, dass auch die Regierung ein Interesse dar-
an hat, Transparenz in dieser Sache zu schaffen, und die Erkl&rung
deshalb entgegennehmen wird. Besten Dank.

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Ich freue mich, dass ich grundsatzlich
mit der Einschatzung der finanziellen Lage des Kantons Zirich mei-
nes Vorredners ubereinstimme. Trotzdem habe ich den Eindruck, dass
dieser KEF-Erklarung ein eher undifferenziertes Bild der kantonalen
Finanzen zugrunde liegt. Es scheint wieder einmal der Hauptgrund zu
sein «Hauptsache, der Aufwand steigt nicht», und es wird stark aus-
geblendet, was Uberhaupt hinter diesen Ausgaben steht, beziehungs-
weise es werden diese exogenen Faktoren, deren Komplexitat in der
Auswirkung, stark unterschatzt. Irgendwie koénnte ich den Antrag
noch nachvollziehen und mit der burgerlichen Sparhysterie erkléren,
wenn der Kanton in seiner Art und Weise auf das Jahr 2011 eingefro-
ren wére. Dem ist aber nicht so. Der Kanton Zlrich verandert sich
stetig und es gibt manche Entwicklungen, die wesentlich wichtiger
sind fur den betrieblichen Aufwand als die Teuerung. Wie Sie ja
selbst erwéhnt haben, ist eine davon das Bevoélkerungswachstum. Es
wird auch Ihnen nicht entgangen sein, dass sich in der letzten Zeit die
eine oder andere Person mehr in Kanton Zirich verirrt hat. Wollen
Sie denn bei jeder Leistungsgruppe schreiben «Oh, hier haben wir
noch etwas mehr Einwohner»? Die Auswirkungen sind ja nicht tber-
all gleich. Das heisst, Sie mussen das Uberall entsprechend erkl&ren.

Zum andern nehmen Sie auch an, dass die Aufgabenverteilung mehr
oder weniger gleich bleibt im Jahr 2011. Aber das kann sich eben sehr
stark dndern, wie wir jetzt gerade sehen beim Vorschlag fir die Spi-
talfinanzierung. Es ist ein Vorschlag, bei dem es um mehrere Steuer-
prozente im Kanton Zlrich geht. Zwar sollte sich letztendlich fir die
Biirgerin, den Burger nichts &ndern. Denn was der Kanton mehr aus-
gibt, sollten die Gemeinden weniger ausgeben. Aber trotzdem wird es
einen starken Einfluss auf den betrieblichen Aufwand des Kantons
Zirich haben. Oder man kénnte zum Beispiel auf die Idee kommen,
dass man die Sozialhilfe neuerdings kantonalisieren will, weil man
findet, es sei unfair, dass gewisse Gemeinden jedes Mal finanziell ins
Schleudern geraten, kaum stockt die Wirtschaft etwas, und die Ar-
beitslosenversicherung wird wieder mal verschlechtert, wahrend an-
dere das nur vom Hdérensagen kennen.
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In diesem Sinne, dass der Kanton Zirich sich stdndig &ndert und kein
staatliches Gebilde ist, das nur der Inflation unterliegt, wird die SP-
Fraktion diese KEF-Erklarung ablehnen.

Hans Laubli (Grune, Affoltern a. A.): Wir haben nichts gegen Trans-
parenz, werter Kollege Martin Arnold, aber Sie fordern nicht Transpa-
renz, sondern Sie fordern die Einfrierung der Ausgaben des Kantons.
Es ist ja wohl etwas ganz Neues, dass ein Vertreter des Gewerbes und
der SVP das Nullwachstum fordert. Sie wissen, dass die Griinen ge-
genliber dem ungebremsten Wachstum skeptisch sind. Wir haben es
mehr mit der Qualitat als der Quantitat und der Masse. Es ist uns aber
bewusst, dass unser heutiges Wirtschaftswachstum geféhrdet ist,
wenn eine Wirtschaftsstagnation eintritt, ohne dass man Alternativen
bietet. Wir pladieren flr eine neue, nachhaltige und 6kologievertrag-
liche Wirtschaftsform, fur qualitatives Wachstum. Anders die Parteien
der Wirtschaft und des konservativen Teils des Gewerbes, welche die
Mehrheit in unserem Parlament bilden. Sie glauben an das unge-
bremste Wachstum. Die Wirtschaft soll wachsen, das Gewerbe florie-
ren. Wenn das Wachstum sich verlangsamt, macht sich Unruhe breit,
Krisenstimmung kommt auf. Wenn aber die Bevolkerungszahl
wéchst, neue Strassen gebaut, Infrastrukturen erweitert, neue Markte
erschlossen werden, dann kommt Stimmung auf. Man fordert natir-
lich auch eine hocheffiziente Verwaltung. Die Gesuche sollen mdg-
lichst schnell behandelt werden. Man will nicht warten, man will
vorwéarts machen. Gross soll die Sicherheit sein, ein Top-
Gesundheitswesen, hdchster wissenschaftlicher Standard, schnelle,
gut ausgebaute Strassen, beste Bildungsangebote, die Wiedereinfiih-
rung der «Husi», Ausbau der «Handsgi», alles soll wachsen, nur die
Staatsausgaben sollen ewig dieselben bleiben.

Wir konnen der Logik dieses Antrags nicht folgen, machen Sie auf
die Paradoxie dieses Antrags aufmerksam und empfehlen Ihnen, ihn
mit uns zusammen abzulehnen. Danke.

Brigitta Leiser (CVP, Regensdorf): Fiir diesen KEF-Antrag haben wir
eine bestimmte Sympathie. Es ist unbestritten, im Kanton Zdrich be-
steht nach wie vor ein strukturelles Defizit. Die hier gestellte Forde-
rung, dass die Steigerung des betrieblichen Aufwandes nur in der
Grosse der jahrlichen Teuerung erfolgen darf, ist zwar eine Mdglich-
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keit. Fur unsere Fraktion ist das jedoch eine ganz kurze Sichtweise.
Dabei wird die gesamte Komplexitat vergessen und ausser Betracht
gelassen, weshalb eine Aufwandsteigerung, warum auch immer, ent-
stehen kann. Wesentliche Griinde dazu sind auch die Bevdlkerungs-
entwicklung wie die Anderung der gesamten Bevolkerungsstruktur,
also das ganze natlrliche Wachstum. Das widerspiegelt sich nicht in
der jahrlichen Teuerung. Eine zuriickhaltende und bremsende Finanz-
politik der Regierung aufgrund der VVorgaben des Parlaments ist nicht
forderlich flr einen offenen und liberalen Wirtschaftsstandort wie den
Kanton Zirich. Wir unterstiitzen und wollen ein nachhaltiges Wachs-
tum. Weiter dirfen wir nicht ausser Betracht lassen, dass der Kanton
Zirich der grésste und wichtigste Wirtschaftsstandort der Schweiz ist.

Also, wie bereits gesagt, ist diese KEF-Erklarung zu einseitig. Nur die
Aufwandsteigerung zu massregeln, macht tberhaupt keinen Sinn.
Schlussendlich ist der Saldo die Zahl. Die jahrlichen Ausgaben mds-
sen mit den jahrlichen Einnahmen finanziert werden. Das sind die
Formeln und die Vorgaben der j&hrlichen Budgetierung. Auch die
CVP will eine ausgeglichene Jahresrechnung. Wie schon gesagt, diese
Forderung zum KEF ist zu einseitig gedacht. Aus diesem Grund wird
die CVP-Fraktion keine Zustimmung erteilen.

Katharina Weibel (FDP, Seuzach): Der Antrag von Martin Arnold ist
klar, die Begriindung ist es ebenso: Es geht um den betrieblichen
Aufwand - und nicht mehr. Jedes Budget, ob in der Familie oder in
den Unternehmungen, funktioniert nach diesen Regeln. Eine solche
Zielsetzung ist verniinftig. Die FDP wird diesen Antrag unterstutzen.

Wir fligen folgende Griinde an: Dieser Antrag hat eine Zielsetzung fur
die kommenden Jahre, die man strategisch benennen kann, die auch
strategisch wirkt. Durch diese Vorlage erwarten wir Transparenz und
vor allem Spielraum, Flexibilitat flr Unerwartetes, Neues und vor al-
lem auch Innovatives. Mit diesem Antrag zeigen wir als Kantonsréte,
dass wir problemldsungsfahig sind, dass wir der kommenden Genera-
tion einen fitten Haushalt Gbergeben wollen. Natiirlich sind Unsicher-
heiten in der Gesellschaft, in der Wirtschaft gute Argumente, um so
einen Antrag zu unterstitzen. Wir stehen ja — da sind wir uns schein-
bar alle einig — gut da im Vergleich zum Umfeld, zu anderen Landern.

Wir sind deshalb — gerade deshalb — angehalten, wachsam zu sein,
flexibel zu bleiben und das Risiko als alltdglich hinzunehmen. Das
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gehort ndmlich zu unserem Alltag. Ich bitte Sie, den Antrag zu unter-
stutzen. Danke.

Arnold Suter (SVP, Kilchberg): Die von Martin Arnold geforderte
Reduktion des betrieblichen Aufwandes in den Planjahren 2012 bis
2015 ist nicht nur vernlnftig, sie ist ein Muss. Der Aufwand des Staa-
tes darf nicht mehr steigen als die Teuerung. Diesem berechtigten An-
liegen kann ja niemand in diesem Saal ernsthaft widersprechen. Jetzt
ist der richtige Zeitpunkt, um die kiinftigen Weichen zu stellen, um
die Regierung frihzeitig auf den Weg zu einem gesunden Finanz-
haushalt zu unterstiitzen. Wir sprechen ja schliesslich von der Finanz-
planung. Ich hoffe auf eine breite Unterstlitzung dieses sehr sinnvol-
len und zielfihrenden Antrages.

Jetzt noch ein paar Worte zu Hans Ldubli und Brigitta Leiser. Ein
Wachstum im Bereich der Teuerung, meine lieben Kollegen, ist kein
Nullwachstum. Das Zweite: Der Staat darf nicht innovativ sein. Daflr
Ist in unserem Staatssystem die Wirtschaft zustdndig. Wohin kdmen
wir? Denn der Staat ist der einzige Betrieb oder die einzige Instituti-
on, die ein Monopol darstellt in unserem Land. Der Staat hat fiir die
Rahmenbedingungen der Wirtschaft zu sorgen und muss nicht inno-
vativ sein.

Darum unterstiitzen Sie den sehr zielfihrenden Antrag von Martin
Arnold! Sie sehen es in der Stadt Zirich: Wenn Sie im Nachhinein
sparen muissen, das kann es ja nicht sein. Sondern schauen Sie, dass
der Staat nicht mehr wachst als die Teuerung. Besten Dank.

Peter Ritschard (EVP, Ziirich): Schon mit San10 untersuchte der Re-
gierungsrat in seinem Nachtwachterstaat- nach Arnold Suter - alle
denkbaren Einsparungen im Budget des Kantons. Die Aufwandsteige-
rung ist nicht nur auf die Teuerung zurlickzufiihren. Der Kanton Zi-
rich hat immer mehr Einwohner und der Bund biirdet ihm immer neue
Aufgaben auf. Leider verknilpft diese KEF-Erklarung zwei Dinge,
erstens eine Senkung der Ausgaben auf das Niveau der Teuerung,
zweitens Transparenz in den Ausgaben in Bezug auf externe Fakto-
ren, Ubergeordnetes Recht mit vorgegebenen Standards und Leistun-
gen sowie Kostenfolgen bei Vorlagen. Allerdings mdisste sich der
Kantonsrat von rechts bis links oft bei der eigenen Nase nehmen.
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Den letzteren Teil der KEF-Erklarung beziiglich Transparenz konnte
die EVP-Fraktion voll und ganz unterstiitzen. Die Senkung der Mehr-
ausgaben auf das Niveau der Teuerung tont zwar populér, beriicksich-
tigt aber nicht alle Faktoren und wird deshalb von der EVP-Fraktion
einstimmig abgelehnt.

Thomas Maier (GLP, Dibendorf): An der Einschatzung zur finanziel-
len Lage des Kantons hat sich seit Dezember 2010 nicht viel veran-
dert. Die Abschlisse und Resultate von Firmen zeigen, dass die Wirt-
schaft in der Schweiz und auch im Kanton Zirich sehr gut lauft. De
facto befinden wir uns also eher in einer Hochkonjunkturphase. In
dieser Zeit wirden wir bei einem gesunden offentlichen Finanzhaus-
halt des Kantons Zirich mindestens 400 bis 500 Millionen Franken
Uberschuss erwarten. Nur so kénnten unsere Schuldenberge, die wir
in den vergangenen Jahren angehduft haben, etwas abgetragen wer-
den. Und — das ist das Wichtigste — es bestiinden Luft und Reserven
fir die nachste Baisse und neue Aufgaben. Wie Sie wissen, sind wir
davon ein gutes Stiick entfernt. Ein Grund — es gibt mehrere, aber dies
ist unserer Meinung nach der Hauptgrund — ist, dass die Ausgaben in
der Laufenden Rechnung des betrieblichen Aufwandes seit Jahren, ja
Jahrzehnten, weit Gber der Teuerung wachsen.

Wir Grunliberalen setzen uns seit Jahren fir eine Korrektur ein. Po-
tenzial fir neue Aufgaben des Staates schaffen wir nur dann, wenn
wir weniger bendtigte Aufgaben und Services des Staates standig hin-
terfragen. Diese KEF-Erklarung ist damit genau im Sinn dieser Ziel-
setzung. Wir bitten Sie, sie zu unterstitzen.

Martin Arnold (SVP, Oberrieden) spricht zum zweiten Mal: Ich muss
schon sagen, wenn vonseiten der SP unterstellt wird, wir zeichneten
hier ein undifferenziertes Bild und verfielen einer Sparhysterie, dann,
muss ich lhnen sagen, sind Sie von der Realitat weit entfernt. Wenn
die Teuerung im Prinzip schon einmal automatisiert in der Kosten-
steigerung eingestellt werden kann, dann ist das nicht undifferenziert.
Wenn die Moglichkeit geschaffen werden soll, dort, wo eben exogene
Faktoren eine Rolle spielen und zu Kostensteigerungen fiihren, es nur
transparent ausgewiesen werden soll, dann ist das nicht eine Sparhys-
terie, sondern ein verntnftiger, pragmatischer VVorschlag, um die Kos-
tensteigerung im Kanton besser im Griff zu behalten. Einmal mehr
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muss ich leider feststellen, dass tiber ein nasses Fell geklagt wird, be-
vor der Entscheid geféllt worden ist, den Béaren tatsachlich zu wa-
schen. Wir wollen hier Entscheidungsgrundlagen in die Hand kriegen,
wo und wann und ob Uberhaupt gewaschen werden soll, und Sie la-
mentieren schon.

Vielleicht noch ein Wort zur CVP. Natrlich ist es der Saldo, der am
Schluss wichtig ist. Aber ich mdchte Sie doch noch darauf aufmerk-
sam machen, dass der Saldo eine Einnahmen- und eine Ausgabenseite
bedingt. Und alle gesteigerten Ausgaben sind am Schluss durch Ein-
nahmen zu finanzieren, damit wir zu einem Null-Saldo kommen. Und
diese Einnahmen werden in der Regel Uber Steuergelder und tber
Gebuihren und Abgaben generiert. Das kann uns ja nicht gleichgiltig
sein, wenn nur am Schluss eine schwarze Null steht, wenn der Staats-
haushalt standig aufgeblaht wird. Also da misste man auch noch et-
was differenzierter hinschauen.

Julia Gerber Riegg (SP, Wadenswil): Martin Arnold und Arnold Su-
ter, die Teuerung ist nun nicht das Mass aller Dinge. Wenn die Wirt-
schaft sich positiv entwickelt, dann muss der Staat mitziehen, nicht
wahr? Das heisst auch, dass die Ausgaben des Staates wachsen und
auch die Einnahmen natdrlich. IThr Antrag behindert die Wirtschaft.
Eigentlich fordern Sie ein Nullwachstum auch der Wirtschaft, und das
unter Federfihrung des KGV (Kantonaler Gewerbeverband). Also
das finde ich unverstandlich. Wir lehnen diesen Antrag ab, denn wir
wollen, dass unsere Wirtschaft sich entwickeln kann. Ich danke Ihnen.

Ralf Margreiter (Grine, Zurich): Die Teuerung soll das Mass aller
Dinge werden, das ist der Wunsch, der dieser KEF-Erklarung zugrun-
de liegt. Man kann sich dartber streiten, wie gut man die Teuerung
prognostizieren kann und ob das besser und mit anderer Methodik
geschehen kann als mit Steuereingangsschéatzungen, die ja bekannt-
lich Jahr flr Jahr — in beide Richtungen tbrigens — eine relativ grosse
Streuung aufweisen. Die Teuerung ware das Mass aller Dinge dann,
wenn sich sonst nichts bewegen wiirde. Aber de facto haben Sie -
nehmen wir nur einmal den Bereich Steuern—, d e facto haben Sie zu-
satzliche Aufwande, bei denen Sie keine Skaleneffekte haben, wenn
mehr geschieht, sondern einfach mehr Aufwand, der mit der Teuerung
nichts zu tun hat, sondern der Gber die Teuerung hinausgeht. Wirde
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dieses Korsett angelegt, musste man sagen: Es darf nicht mehr Steu-
ererklarungen pro Jahr geben. Das heisst, es dirfen keine neuen Leute
zuziehen, ausser jemand verlasst den Kanton. Geburten sind nur noch
zulassig entlang der Todesfallzahlen. Und Unternehmen griinden darf
man auch nur dort, wo eines aufgelést worden ist, ernst genommen,
und sonst haben wir externe Effekte, exogene Faktoren; das soll als
Ausnahme zugelassen werden. Aber wenn Sie das als Ausnahme zu-
lassen wollen — neu, ausdriicklich —, dann muss ich Sie fragen: Was
haben Sie denn bis anhin getan? Welche Griinde hat man Ihnen denn
bis anhin angeflhrt fur die Kostensteigerung? Oder haben Sie diese
Kostensteigerungen einfach so zur Kenntnis genommen, abgenickt
und durchgewinkt? Ich glaube nicht.

Ich mag mich bei den Budgetdebatten schon daran erinnern, dass man
uns erklart hat, warum etwas mehr kostet als letztes Jahr, auch mehr
als die Teuerung. Und diese Grinde wéaren dann halt einfach jetzt
auch noch einmal speziell als exogene Faktoren aufgeftihrt. Was Sie
hier wollen, das haben wir doch heute schon. Also ich fir meinen Teil
verstehe die Kommissionsarbeit schon so, dass ich die Zahlen genau
anschaue und mir von den zustédndigen Regierungsmitgliedern erkla-
ren lasse, was mit dem Geld gemacht wird und warum es allenfalls
eben mehr braucht. Und ich glaube, die tbrigen 14 Kommissionsmit-
glieder halten es genau gleich. Ich glaube, die WAK (Kommission fiir
Wirtschaft und Abgaben) ist auch nicht die einzige Kommission, die
ihre Arbeit in diesem Sinne ernst nimmt und sich die Griinde nennen,
erklaren lasst, warum die Zahlen so zustande kommen, wie sie eben
zustande kommen. Es ist etwas ein Placebo-Antrag, tber den wir hier
diskutieren. Ehrlich gesagt, so gesehen kann man sagen, kommt er
durch, kommt er nicht durch, ist es auch egal, es andert sowieso
nichts. De facto ist das auch so. Wir werden ihn trotzdem ablehnen,
einfach wegen Unnétigkeit, und weil wir schon sowieso der Meinung
sind, der Budgetierungsprozess wie auch die KEF-Diskussionen hét-
ten diese Fundamente eigentlich schon mitgeliefert. Das ist jedenfalls
der Anspruch, den die Regierungsmitglieder und der Gesamtregie-
rungsrat an uns herantragen, namlich einen Voranschlag begriindet
uns zu préasentieren und in jeder einzelnen Position zu deklarieren,
warum eine Zahl so zustande kommt. Und wenn Sie lhre «Vier-
gewinnt»-birgerliche Mehrheit einmal mehr etwas schébig hinstellen
wollen, dann ist Ihnen das natdrlich unbenommen.
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Heinz Kyburz (EDU, Mannedorf): Peter Ritschard hat es sehr klar und
deutlich dargelegt, warum dieser KEF-Antrag nicht umsetzbar ist,
weil die Aufwandentwicklung eben nicht nur von der Teuerung ab-
héngig ist. Wir unterstitzen ganz klar das VVotum von Peter Ritschard.
Ich glaube, man kann sagen, das ist ein KEF-Antrag, der sicher
durchkommen wird, weil ja die FDP und die Grinliberalen mit der
SVP zusammenspannen und vor den Wahlen wieder einmal sagen
wollen, wer die Parteien sind, die da sparen wollen. Das macht sich ja
gut vor den Wahlen, aber es ist ein Stiick weit einfach auch Heuche-
lei, denn die Regierung wird diese KEF-Erklarung sicher nicht umset-
zen konnen, weil sie auch nicht umsetzbar ist.

Regierungsratin Ursula Gut: Bereits im Vorjahr hat die damalige
KEF-Erklarung Nummer 7 eine Begrenzung der Zunahme des be-
trieblichen Aufwandes auf die Teuerung verlangt. Der Regierungsrat
hat die Umsetzung dieser KEF-Erklarung abgelehnt. Begriindet hat er
seine Haltung vor allem damit, dass Aufwandziele zu kurz greifen,
weil der Kanton auch Leistungen erbringt, die vollstdéndig vom Bund
abgegolten werden, wie zum Beispiel die Leistungen der Regionalen
Arbeitsvermittlung oder diejenigen des Tiefbauamtes fur die Natio-
nalstrassen. Zudem konnen Aufwandsenkungen durch Leistungsver-
zichte auch geringere Ertrage nach sich ziehen, zum Beispiel bei den
Spitalern. Umgekehrt fihren mehr ausserkantonale Studierende an der
Universitat nicht nur zu hoherem Aufwand, sondern auch zu héheren
Ertrdgen in Form von Beitrdgen anderer Kantone. Diese Argumente
sind nach wie vor gultig. Daher will der Regierungsrat auch zukunftig
von Aufwandvorgaben absehen. Im Sanierungsprogramm Sanl10 hat
der Regierungsrat denn auch Saldoziele vorgegeben.

Nun ist aber diese KEF-Erklarung nicht genau identisch mit der letz-
ten. In der Begriundung wird zusétzlich gefordert, extern verursachte
Kostensteigerungen seien im KEF separat auszuweisen, zu erkldren
und zu beziffern. Es ist unklar, was unter dem Begriff «extern verur-
sachte Kostensteigerungen», auch wenn Martin Arnold nun vorher
mindlich noch ein paar Beispiele gegeben hat. Ich frage Sie an: Sind
vom Kantonsrat beschlossene kostensteigernde Vorgaben als extern
zu betrachten? Gehdoren hohere Preise fir eingekaufte Leistungen und
Gter auch dazu? Sind auch Mehrkosten fur zusétzliche Schuler und
Studierende, fir zusatzliche Patientinnen und Patienten oder fiir neue
Behandlungsmethoden an den Spitdlern extern verursachte Kosten-
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steigerungen? Sind Reallohnerhéhungen auch extern verursacht,
wenn sie der Entwicklung in der Privatwirtschaft entsprechen?

Der Regierungsrat hat bereits im KEF 2011 bis 2014 mehr Transpa-
renz Uber extern verursachte Kostensteigerungen geschaffen. Dabei
hat er sich auf nicht beeinflussbare Aufwandsteigerungen aufgrund
von Bundesrecht konzentriert. Ebenso werden die Kostenfolgen in
Vorlagen des Regierungsrates an den Kantonsrat geméss Paragraf 33
Finanzcontrolling-Verordnung detailliert dargestellt.

Der Regierungsrat beantragt lhnen, die Erklarung nicht zu Uberwei-
sen. Besten Dank.

Abstimmung

Der Kantonsrat stimmt der Uberweisung der KEF-Erklarung 7
mit 95 : 80 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.

Die Beratungen werden unterbrochen.

Fraktionserklarung der SP zum angedrohten Stellenabbau des USZ

Erika Ziltener (SP, Zirich): Ich verlese Ihnen eine Erklarung der SP-
Fraktion zum angedrohten Stellenabbau des USZ (Universitatsspital
Zirich).

Dass die burgerliche Ratsmehrheit mit ihrer Abbaupolitik im Gesund-
heitswesen grossen Schaden anrichten wirde, war uns immer klar.
Unerwartet ist der Umgang des Spitalrates und der Spitaldirektion mit
dem Dbirgerlichen Diktat. Sie machen es sich so einfach und planen
den Abbau von bis zu 150 Stellen. Statt sich fur das USZ, fur die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, Patientinnen und Patienten einzuset-
zen, setzen sie den Abbau auf Kosten der Patientensicherheit und der
Mitarbeitenden um. Wieso soll gerade jetzt das Universitatsspital in
Bezug auf Qualitatssicherung und im offentlichen Ansehen empfind-
lich geschwécht werden, indem das wichtigste Kapital, das Vertrauen
der Patientinnen und Patienten und der Mitarbeitenden aufs Spiel ge-
setzt wird.

Und inszeniert und durchgesetzt wird die Demontage ausgerechnet
durch die Spitaldirektion und den Spitalrat. Das wird die Privatspita-
ler und vielleicht auch die Universitats-Konkurrenten in Bern, Basel,
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Lausanne und Genf freuen. Angesichts der Uberlastung des Personals
und der lickenhaften Qualitatssicherung muss festgehalten werden:
Kein Bereich ist Uberdotiert. Teilweise herrscht sogar Personalman-
gel. Das fuhrt immer zu Qualitatsabbau. Die Gefahr, dass Patientin-
nen und Patienten zu Schaden kommen, steigt enorm an. Durch Fehler
erleiden aber nicht nur die Patientinnen und Patienten unsagliches
Leid, auch die Mitarbeitenden werden an und Uber die Belastungs-
grenze gefuhrt. Und passieren ihnen Fehler, leiden auch sie sehr dar-
unter. Die Fluktuation steigt an und die Burnout-Ausfalle nehmen zu.
Daran &ndert auch die gestrige Abwertung des administrativen Perso-
nals durch Frau Ziegler (USZ-Direktorin Rita Ziegler) am Radio
nichts.

Der Spitalrat und die Spitaldirektion stehen in der Pflicht und in der
ethischen Verantwortung als Leistungserbringer im Gesundheitswe-
sen. Die Schuld allein der Politik zuzuweisen, entlastet sie nicht von
der Verantwortung gegenlber den Patientinnen und Patienten und den
Mitarbeitenden, zumal es auch an ihnen als Spitalrat und Spitaldirek-
tion liegt, den burgerlichen Politikerinnen und Politikern die Folgen
ihrer eigennitzigen Finanzpolitik vor Augen zu fiihren; dies vor allem
auch, weil die birgerliche Mehrheit des Kantonsrates das Budget des
USZ ohne Not gekdrzt hat. Die letzte Rechnung hat ndmlich schwarze
Zahlen geschrieben.

Herr Regierungsrat, Frau Regierungsréatin, Kantonsratinnen, Kantons-
réte der SVP, FDP, GLP - ich betone: GLP — und CVP, meine Damen
und Herren Spitalrate und Frau Spitaldirektorin, die Starkung der Ge-
sundheitsversorgung im Kanton Zdrich, nicht deren Schwéachung, ist
Ihre Aufgabe!

Fraktionserklarung der SVP zum angedrohten Stellenabbau des
usSz

Willy Haderer (SVP, Unterengstringen): Es ist verantwortungslos,
wie hier die SP im Stil alter Richtungskdmpfe im Sozialeinsatz gegen
die Entscheide am Universitatsspital vorgeht. Sie haben Uberhaupt
noch nicht begriffen, dass die ganze Situation rund um die Gesund-
heitsversorgung in grosser Bewegung ist. Sie wollen nicht wahrha-
ben, dass hier Massnahmen ergriffen werden missen, damit die Spita-
ler eine Uberlebensfahigkeit haben und im Markt verniinftig bestehen
kodnnen, wenn mit der neuen Spitalfinanzierung, die am letzten Frei-
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tag vom Regierungsrat vorgestellt wurde, eben auch eine zukinftige
gute Gesundheitsversorgung moglich sein muss. Horen Sie auf, im-
mer nur zu schimpfen, dass die Personalkosten nicht angetastet wer-
den durfen! Wichtig ist, dass in diesen Betrieben die Leistungen er-
bracht werden, und Leistungen kdnnen nicht nur mit Stunden erbracht
werden, sondern die kdnnen auch mit Organisation und verntnftiger
Haltung erbracht werden, indem die Arbeit richtig aufgeteilt wird und
die richtigen Massnahmen ergriffen werden, damit die richtigen L0-
sungen den Patienten zur Verfugung stehen. Das ist wichtig fur uns,
dass die Qualitat an unseren Spitdlern weiterhin feststeht. Sie werden
auch in Zukunft wieder gegen die Spitdler schimpfen, wenn in ande-
ren Spitdlern Zusammenschlisse nétig sind, wenn in anderen Spita-
lern Konzentrationen notig sind. Aber Sie missen endlich begreifen
und nicht nur mitheulen, wenn es darum geht, dass die Krankenkas-
senprdmien in unverninftigem Mass steigen, sondern Sie missen
auch Hand dazu bieten, dass die Kosten wirklich angegangen werden
und verninftig in die Masse gelenkt werden. Das, bitte ich Sie, in Zu-
kunft eben auch zu berticksichtigen.

Fraktionserklarung der Grinen und der AL zum angedrohten Stel-
lenabbau des USZ

Heidi Bucher (Grline, Zlrich): Lieber Willy Haderer, du warst zu friih
mit deiner Predigt.

Abbau beim USZ-Personal ist flr Grine und AL nicht akzeptabel.
Das Universitatsspital Zirich rechnet laut seiner Medienmitteilung
2011 mit einem Defizit von 48 Millionen Franken, weil der Kanton
den Staatsbeitrag fiir 2011 unnétigerweise und fahrlassig auf dem Ni-
veau von 2009 eingefroren und das Sanierungsprogramm Sanl0 be-
schlossen habe. Wir haben den entsprechenden San-10-Beschluss
vergeblich gesucht. Vermutlich ist es eher der birgerliche Kantons-
rats-Kurzungsantrag vom Konto 4950, der solche Prognosen provo-
ziert.

Vom vorgesehenen Defizit von 48 Millionen Franken sollen 18 Milli-
onen Franken vom Personal getragen werden. Das entspricht 130 bis
150 Vollzeitstellen, circa 200 Personen werden ihren Arbeitsplatz
einbussen. Patienten und Patientinnen werden eine schmerzhafte Qua-
litatseinbusse in Pflege, Betreuung und Therapie in Kauf nehmen
miussen. Dagegen wehren wir uns und begriinden gerne unsere Kritik.
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Erstens: Der Regierungsrat des Kantons Zurich hat sich in seiner VVor-
ausschau flr das Kantonsbudget 2010 um circa 1 Milliarde Franken
verrechnet. Anstatt mit einem Defizit von 685 Millionen Franken
wird die Rechnung mit einem Gewinn abschliessen. Die Einfrierung
des USZ-Staatsbeitrags und das Sanierungsprogramm Sanl0, die als
Begrindung fir einen Abbau im Universitatsspital Zurich angefihrt
werden, entbehren damit jeglicher sachlicher Grundlage.

Zweitens: Es ist fahrléssig, von jetzt schon extrem belastetem Perso-
nal immer mehr Leistung zu verlangen. Das ist aber das Ergebnis,
wenn Stellen von Kolleginnen und Kollegen gestrichen werden und
sich die gleiche Arbeit auf immer weniger Leute verteilt.

Drittens: Es ist eine Zumutung, dass das USZ fir Mehrkosten, die
durch Ubergeordnete politische Entscheidungen verursacht werden,
nicht ausreichende zusatzliche Mittel bekommt. Hier seien die Ein-
fihrung der DRG (Diagnosis Related Groups) und die Umsetzung
des Arbeitsgesetzes genannt.

Viertens: Es kann nicht sein, dass das USZ vom Regierungsrat aus
angeblichem Geldmangel unter massiven Spardruck gesetzt wird. Der
gleiche Regierungsrat will im kommenden Mai eine Anderung des
Steuergesetzes zur Abstimmung bringen, mit der die hohen Einkom-
men erneut steuerlich entlastet werden sollen. Wird diese Steuervor-
lage angenommen, gehen dem Kanton und den Gemeinden jéhrlich
rund je 400 Millionen Franken Einnahmen verloren. Ein Regierungs-
rat, der Steuergeschenke fur die Reichsten hoher wertet als den Erhalt
einer guten Gesundheitsversorgung flr unsere Bevolkerung handelt
zynisch und destruktiv.

Die Grinen und die AL rufen den Spitalrat und die Direktion des
USZ auf, sich dem kinstlich geschaffenen Spardruck des Kantons
nicht zu beugen, den angekindigten Sparplan zurtickzunehmen, sei-
nen Einfluss auf Regierungs- und Kantonsrat maximal auszunitzen
und ihre Firsorgepflicht gegeniiber den Patientinnen und Patienten
und dem Personal wahrzunehmen.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Je kirzer wir vor den Wahlen sind, je
langer die Fraktionserklarungen. Ich bitte Sie, doch daran zu denken
und das auch wirklich zu beachten, dass Fraktionserklarungen kurz zu
sein haben.
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Die Beratungen werden fortgesetzt.

8
Schulversuche der Grundstufe
(Matthias Hauser)

Matthias Hauser (SVP, Hintwangen): Bitte nehmen Sie Platz (nach
der Pause) und horen Sie mir kurz zu (Heiterkeit). Ich mdchte nicht
lange Uber meine KEF-Erklarung sprechen. Es ist aber eine KEF-
Erklarung, die nicht in der Budgetdebatte vom letzten Dezember 2010
schon vorgekaut wurde. Allerdings in der Budgetdebatte ein Jahr zu-
vor und in der KEF-Debatte vor einem Jahr haben Sie diese Erklarung
schon zur Kenntnis nehmen kénnen und auch meine Argumente dazu.
Im Laufe des Jahres ist aber ein Argument dazugekommen und auf
dieses Argument mochte ich heute eingehen; nur auf dieses, die ande-
ren kénnen Sie meinen klugen Ausfihrungen vom letzten Jahr ent-
nehmen.

Was neu ist: dass die Studie, die Evaluation der Grundstufe mittler-
weile abgeschlossen ist und wir ein Resultat haben. Dieses Resultat
zeigt, dass die Schilerinnen und Schiiler, die im Kindergarten waren,
und diejenigen, die in der Grundstufe waren, eigentlich nach der
zweiten Klasse, am Schluss der zweiten Klasse den gleichen Lern-
stand haben. Es spielt also keine Rolle, in welchem System man seine
ersten Schuljahre verbracht hat. Wenn man dann schaut, wo und in
welchem Jahr die Schilerinnen und Schiler im Kindergarten den
Lernvorsprung, den die Grundstufenschiler in den ersten zwei Jahren
haben, aufholen, dann stellt man fest: Es ist in dem Jahr, in dem die
Schuler in die erste Klasse gehen und die Grundstufenschiler im drit-
ten Jahr der Grundstufe sind. Das bedeutet: Es zeigt, dass die erste
Primarklasse effizienter ist als die Grundstufe, wenn zuvor der Kin-
dergarten war. Also in diesem dritten Grundstufenjahr ist die Grund-
stufe eindeutig weniger effizient. Das kann man dieser Studie ent-
nehmen. Und es stimmt also nicht, dass es daran liegt, dass die Schi-
ler nach der zweiten Klasse gleich weit sind, weil da die Grundstufe
nachher nicht weitergefiihrt wiirde. Das ist nicht wahr. Es liegt daran,
dass die Schule, die traditionelle Schule, in der ersten Klasse effizien-
ter ist als die Grundstufe im dritten Jahr.
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Das zeigt doch schon, dass man dieses System eigentlich nicht weiter
finanzieren sollte, insbesondere nicht, wenn Sie ja wissen, dass die
Grundstufe eineinhalbmal so viele Lehrkrafte braucht wie die erste
Primarschule, dass also einige Gemeinden hier tberproportional do-
tiert werden mit finanziellen Mitteln, mit Lehrkraften, ohne dass
nachher die Resultate entsprechend héher sind.

Jetzt, mit der KEF-Erkl&rung — wenn wir sie Uberweisen — hat der Re-
gierungsrat ein Jahr Zeit, um das Budget dann flr das néchste Jahr,
fur das Jahr 2012 entsprechend geringer ausfallen zu lassen. Die Ge-
meinden kénnen sich umstellen in dieser Zeit. Deshalb macht diese
KEF-Erklarung Sinn. Ich bitte Sie, sie zu Uberweisen.

Kurt Leuch (EVP, Oberengstringen): Normalerweise wird erwartet,
dass Geld, das man investiert, etwas bringt. In der Volksschule wird
zum Beispiel den stark belasteten Gemeinden, mit Fremdsprachigen
belasteten Gemeinden, im Rahmen von QUIMS (Qualitat in multikul-
turellen Schulen) und DAZ (Deutsch als Zweitsprache) mehr Geld
zur Verfugung gestellt. Beim DAZ sind das je nachdem zwei bis zehn
Lektionen pro Woche. Alle Beteiligten sind da der Meinung, das
bringe etwas.

Anders sieht es beim Versuch mit der Grundstufe aus. Der Schlussbe-
richt zur Grundstufe zeigt: Die Grundstufe bringt keine besseren Leis-
tungen. Es gelingt ihr nicht, die Kinder aus sozial oder sprachlich be-
nachteiligten Familien wesentlich besser zu unterstiitzen. Die Kinder
fihlen sich in der Grundstufe nicht wohler und es gibt keinen Lern-
zuwachs im sozial-emotionalen Bereich. Es l&sst sich aus den Versu-
chen auch nicht ableiten, dass altersdurchmischt gearbeitet werden
musste. Kurz gesagt: 13 Wochenlektionen mehr als im ersten Kinder-
garten bringen nichts. 13 Wochenlektionen mehr als im zweiten Kin-
dergarten bringen nichts. Und vier Lektionen Grundstufe mehr in der
ersten Primarklasse bringen nichts.

In Kenntnis dieses Schlussberichts hat der Regierungsrat beschlossen,
die Versuche bis 2014 zu verlangern. Wo bleiben da die Logik und
der verantwortungsvolle Umgang mit Steuergeldern? Dabei habe ich
die hoheren Lohnkosten mit der Grundstufe und weitere Nachteile
wie Investitionen in die Infrastruktur und langere Schulwege fiir die
Kleinsten noch nicht erwéhnt. Leider kann ich die Damen und Herren
Regierungsréate jetzt nicht fragen, wie sie zu diesem Entscheid ge-
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kommen sind, ndmlich etwas, das nichts bringt, nochmals zwei weite-
re Jahre zu finanzieren. Bildungsdirektorin Regine Aeppli hat uns in
der KBIK (Kommission fur Bildung und Kultur) erklart, aus Griinden
der Planungssicherheit fiir die Gemeinden kdnne das Geld nicht ge-
kirzt werden. Auch ich habe mich kurz davon blenden lassen. Aber
erst kirzlich, vor Weihnachten, am 6. Dezember 2010 hat der Kan-
tonsrat gegen den Willen der EVP beschlossen, die Wahlpflicht fur
die drei Lektionen Handarbeit und Hauswirtschaft abzuschaffen. Die
Bildungsdirektion hat fiir einmal schnell geschaltet und die Anderung
gilt nun bereits ab diesem Sommer. Die Gemeinden sind jetzt aber
bereits mitten in der Planung der Stundenpléne fur ndchsten Sommer.
Fur sie und auch fir die betroffenen Handarbeits- und Hauswirt-
schaftslehrpersonen bedeutet dieser Entscheid, was ihre Pensen be-
trifft, eine gewaltige Unsicherheit in einer dusserst kurzen Zeit. Fur
viele ist namlich der Kiindigungstermin bereits Mitte Februar. Aber
hier scheint das ja keine Rolle zu spielen. Wie ware der Schlussbe-
richt wohl herausgekommen, wenn die Kindergarten die gleichen zu-
sdtzlichen Lektionen und Finanzen gehabt hatten wie die Grundstufe?
Ich meine, da hatten die zusétzlichen Lektionen Resultate gebracht.

Die EVP wird dem Antrag 8 zustimmen oder sich enthalten.

Claudia Gambacciani (Grune, Zirich): Auch wenn die Begriindung
dieses Antrags etwas anders formuliert war in der letzten KEF- oder
Budgetrunde, das Anliegen des Antrags ist dasselbe. Und auch die
Haltung der Griinen zu diesem Antrag ist noch immer dieselbe: Nein,
Nein und nochmals Nein! Die Schulversuche mit der Grundstufe sol-
len nicht abgebrochen werden, sondern sollen, wie im letzten Jahr
rechtsgultig beschlossen, bis 2014 weitergefihrt werden. Kinder, die
in der Schuleintrittsphase stehen, auch wenn sie gleichaltrig sind, sind
in der Reife und Lernentwicklung an sehr unterschiedlichen Punkten.
Dieses Phanomen ist nicht nur bei Kindern, sondern auch im Erwach-
senenalter zu beobachten.

Die Grundstufe tragt dem Rechnung, indem sie fliessende Ubergéange
schafft. Insbesondere fir die Integrative Forderung lernschwacher
Kinder oder solcher mit Migrationshintergrund bieten sie eine gute
Ausgangslage, was wir Grinen sehr beflrworten. Die eingereichte
und gultige Prima-Initiative flr die Weiterentwicklung der Kindergar-
tenstufe und ein moglicher Gegenvorschlag liegen uns vor. Wir wer-
den uns also noch langer tber dieses Thema unterhalten. Auch wenn
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wir noch nicht da angekommen sind, wo wir gerne wéren, sehen wir
zum jetzigen Zeitpunkt absolut keinen Anlass, diese Ubung abzubre-
chen. Das Gegenteil ist der Fall, sodass die Griinen und die AL diesen
KEF-Antrag ablehnen.

Karin Maeder (SP, Ruti): Dein Votum, lieber Matthias Hauser,
stimmt mich nicht sehr zuversichtlich, dass wir uns politisch naher-
kommen, deine rote Fliege hingegen schon. Es geht heute nicht dar-
um, inhaltlich die Grundstufe zu diskutieren. Ich werde deshalb jetzt
nicht zum Versuch und nicht zum Bericht Stellung nehmen.

Diese KEF-Erklarung lehnen wir nattrlich ab. Die Versuche mit der
Grundstufe wurden bis 2014 verlangert, nicht zuletzt, weil eine Initia-
tive hangig ist. Die Verlangerung ist also, lieber Kurt Leuch, sehr
wohl nachvollziehbar und schlussig. Es wére absolut unverantwort-
lich, jetzt diesen Versuch abzubrechen. Dieser Rat hat mit einer
Mehrheit beschlossen, dass der Regierungsrat einen Umsetzungsvor-
schlag im Sinne der Initiative ausarbeiten und auch einen Vorschlag
machen soll, der den Gemeinden frei lasst, welches Modell der Ein-
gangsstufe sie wollen. Wir haben auch eine Verantwortung gegenuber
den Mitarbeitenden und gegeniiber den Behorden, indem wir Konti-
nuitdt gewahrleisten. Wir erwarten nun die Vorschldage des Regie-
rungsrates und kénnen dann entscheiden, wie es in der Eingangsstufe
weitergehen soll.

Ich bitte Sie, lehnen Sie diese KEF-Erklarung mit uns ab.

Corinne Thomet (CVP, Kloten): Ja, Matthias Hauser hat sein Schau-
laufen jetzt mit dieser ersten KEF-Erklarung gestartet, das von Sarah
Meier hat mir wesentlich besser gefallen. Die Diskussion zur Grund-
stufe steht bald in der KBIK an. Die Gelder fir die Schulversuche,
das Geld, das in die Gemeinden fliesst, zu stoppen, wére jenseits. Wir
lehnen definitiv ab.

Sabine Wettstein (FDP, Uster): Es wurde bereits gesagt, wir haben
vor etwas mehr als einem Monat in diesem Rat dartber abgestimmt,
dass fur die Prima-Initiative und den Gegenvorschlag eine Vorlage
ausgearbeitet werden muss. Und bei dieser Beratung, Matthias Hau-
ser, hatten wir bereits Kenntnis vom Evaluationsbericht. Es kann
nicht sein, dass wir jetzt einfach den Versuch abbrechen. Die
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Grundsatzdebatte Uber die definitive Einfiihrung der Grundstufe wird
noch dieses Jahr gefiihrt und kann nicht Uber die KEF-Erklarung er-
folgen. Wir lehnen diese KEF-Erklarung deshalb ab.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 8 mit
100 : 65 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

9
Mittelschulen (Investitionen)
(Karin Maeder, Susanna Rusca Speck und Markus Spath)

Markus Spath (SP, Feuerthalen): Ich spreche gleich zu den beiden
KEF-Erklarungen 9 und 10 gemeinsam. Hintergrund dieser beiden
KEF-Erklarungen und zusatzlich Hintergrund zur KEF-Erklarung 11
ist die Investitionsstrategie der Regierung. Im Jahr 2010 waren noch
1,3 Milliarden fir Investitionen vorgesehen. Mit dem Budget 2011
sind es noch ganze 900 Millionen Franken. 2012 sollen die Investiti-
onen noch einmal gesenkt werden auf noch 890 Millionen Franken.
Erst 2013 ist wieder eine bescheidene Erhéhung auf 1 Milliarde Fran-
ken eingestellt. Dies bedeutet einen Rickgang der Investitionen um
nicht weniger als ein Drittel. Ein solcher Abbau ist unverninftig. Er
nimmt keine Ricksicht auf die tatsdchliche Entwicklung der Finanzen
des Kantons und ist nicht gerechtfertigt. Der Kanton verliert damit
seine Rolle als einer der Wirtschaftsmotoren und wichtiger Auftrag-
geber fur die Wirtschaft in einer Zeit nach wie vor betrachtlicher kon-
junktureller Unsicherheit. Vor allem aber bedeutet dieser Investiti-
onsabbau einen Aufschub wichtiger Vorhaben, die schon lange reali-
siert werden sollten.

Im Bereich der Mittelschulen und Berufsschulen fallen folgende
wichtige Projekte den einschneidenden Massnahmen zum Opfer: die
Gesamtsanierung der Kantonsschule Ramibiihl, die Gesamtsanierung
der Kantonsschulen Oerlikon und Birch— diese ist besonders wichtig
angesichts der bevorstehenden Fusion dieser beiden Schulen—, die
Gesamtsanierung der Kantonsschule Lee in Winterthur, die Teilsanie-
rung des Haupttraktes der Kantonsschule Wetzikon, aber auch die
Realisierung baulicher Massnahmen im Zusammenhang mit der
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Amokbedrohung. Bei den Berufsschulen geht das Verschieben zulas-
ten der Sanierung der Turnhalle in Bilach, der Berufsschule fir Ges-
taltung, die den Klassentrakt sanieren sollte, und ebenfalls geht es um
ein Verschieben der dringenden Massnahmen beziglich Amokbedro-
hungen.

Die KEF-Erklarung verlangt eine bescheidene und gezielte Erweite-
rung des Investitionsspielraums, abgestimmt auf die Gesamtplanung
der genannten Projekte. Bei den Berufsschulen verlangen wir, dass
ein eigentlicher Einbruch der Investitionen im Jahr 2012 verhindert
wird. Es sind bescheidene Erh6hungen, mit denen wir aber viel be-
wirken konnten. Insbesondere verhindern wir, dass bereits vorbereite-
te, realisierbare Projekte verschoben werden missen. Wir erreichen
damit aber auch, dass die Planung weiterer dringender Sanierungen
rechtzeitig an die Hand genommen werden kann. Wir schaffen damit
Spielraum fir die grdsseren Projekte, die in der ndchsten KEF-
Periode auf uns zukommen. Ich bitte um Zustimmung.

Regula Kaeser (Grune, Kloten): Ich spreche zu den KEF-Antrdgen 9,
10 und 11, da sie praktisch gleiche Antrage in verschiedenen Leis-
tungsgruppen sind. Es ist eine Tatsache, dass man Sanierungsarbeiten
und grossere Unterhaltsarbeiten nicht zwingend machen muss. Man
kann das alles hinausschieben bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag. Es ist
aber auch eine Tatsache, dass je langer man wartet und solche Arbei-
ten aufschiebt, die Sanierungen nicht billiger werden, im Gegenteil:
Je langer man wartet, desto aufwendiger und teurer wird es. Das ken-
nen wir aus eigenen Erfahrungen. Wer keine Liegenschaften hat, hat
vielleicht &@hnlich Erfahrungen mit den Zahnen gemacht, und das tut
weh. Es wird uns noch mehr wehtun, wenn wir, wie die Sanl0-
Massnanmen vorsehen, dringende Sanierungen aufschieben und diese
spater flr teures Geld doch machen mussen. An den aufgeschobenen
Arbeiten haben wir noch keinen Franken gespart. Viele Mittelschu-
len, Berufsschulen und die Universitat werden seit Jahren auf spéater
vertrostet. Und mit der erneuten Reduktion der Investitionsbeitrage
werden die Aussichten nicht besser. Ein Beispiel aus eigener Erfah-
rung: Meine Tochter hat vor Jahren die Kantonsschule in Biilach be-
gonnen. Man hat gesagt, sie werde saniert. Meine Tochter hat mitt-
lerweile ihre Ausbildung abgeschlossen und es ist immer noch nichts
passiert.
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Deshalb unterstitzen wir Griinen und AL die KEF-Antrage 9, 10 und
11, denn leider ist beim Zustand einer Liegenschaft keine Besserung
von selber die Regel, sondern der Zustand verschlechtert sich immer.

Andreas Erdin (GLP, Wetzikon): Ich spreche auch gleich zu den drei
KEF-Erklarungen 9, 10 und 11, wobei ich mit Nummer 11 beginne.
Die dringendsten Investitionen machen die Grunliberalen bei der
Universitat aus. So sind etwa die Gebdude der Zahnklinik in einem
miserablen Zustand. Und fast noch schlechter ist der Zustand von Ir-
chel I. Manche weiteren universitaren Gebdude missen in naher Zu-
kunft renoviert werden. Es besteht tatsachlich Handlungsbedarf. Und
ein umsichtiger und rechnender Hauseigentiimer nimmt nétige Sanie-
rungen rechtzeitig an die Hand, sonst werden sie schlussendlich teu-
rer.

Deshalb wird die Halfte der Grinliberalen Fraktion die KEF-
Erklarung 11 unterstitzen. Die andere Halfte der Fraktion wird sie
nicht unterstiitzen, da sie vom Regierungsrat erwartet, dass er Priori-
taten setzt und jeweils die dringendsten und wichtigsten Investitionen
ins Budget aufnimmt und die weniger dringenden oder weniger wich-
tigen in die Budgets der Folgejahre. Dieser Teil der Fraktion will zu-
erst wissen, welche konkreten Investitionen der Regierungsrat tatigen
will, und wartet somit das Budget 2012 ab. Dort wird er sich dann
gerne fir diese Investitionen aussprechen. Soweit die Begriindung der
geteilten Meinung bei der KEF-Erklarung 11.

Die KEF-Erklarungen 9 und 10 hingegen wird die Grinliberale Frak-
tion ungeteilt ablehnen — aus dem eben erlauterten Grund. Der Regie-
rungsrat soll zuerst die dringenden und wichtigen Investitionen ins
Budget 2012 aufnehmen. Dann werden wir uns gerne anschliessen.
Besten Dank.

Matthias Hauser (SVP, Huntwangen): Investitionen haben aber im-
mer eine Folge entweder auf die Verschuldung des Kantons, auf das
sinkende Eigenkapital des Kantons und auch die laufenden Kosten
sogar in der Laufenden Rechnung. Ob man sich Investitionen leisten
kann, hangt also davon ab, was der Kanton sonst fir Ausgaben oder
fur ein Defizit oder fur einen Gewinn hat. Und im Moment hat der
Kanton Zirich nach wie vor seit Jahren ein strukturelles Defizit, auch
wenn wir einmal in einem Jahr ein bisschen Gewinn machen. Die ge-
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planten Ausgaben und Aufgaben, die der Kanton verrichten muss,
sind immer hoher als die geplanten Einnahmen, die der Kanton hat.
Das ist das strukturelle Defizit. Wir missen irgendwann einmal in
diesem Rat daran gehen, das zu dndern, damit wir mehr einnehmen als
ausgeben oder ungefédhr mindestens gleich viel. Das bedeutet: Wir
stellen jeweils Sparantrage zu Projekten, zum Beispiel vorhin bei der
Grundstufe, die nicht Sinn machen, um die laufenden Ausgaben zu
reduzieren. Sie folgen uns nie! Wir bleiben immer in diesem struktu-
rellen Defizit, immer. Da ist irgendwann die Lage so — und die ist
heute so —, dass der Regierungsrat die Investitionen priorisieren muss,
und zwar strenger priorisieren muss als sonst. Das hat er gemacht bei
den Mittelschulen, bei der Universitét, bei den Berufsschulen und in
allen anderen Bereichen auch. Und es ist relativ egoistisch und falsch,
hier etwas herauszubrechen. Es werden Investitionen an den Mittel-
schulen, die dringend sind, realisiert, aber andere sind halt nun zu-
rickgestellt. Sie sagen immer, wir greifen zu sehr ins Operative ein.
Das ist jetzt etwas, diese Priorisierung, die die Regierung machen
muss in der Zeit, in der man sparen muss.

Kurt Leuch (EVP, Oberengstringen): Die EVP ist bei den Antrdgen 9
bis 11 klar der Meinung, dass die vorhandene Bausubstanz erhalten
werden muss und die notigen Investitionen gemacht werden sollen.
Die Sanierung vernachlassigter und verlotterter Gebdude kostet uns
spater einiges mehr. Die EVP unterstitzt deswegen alle vorliegenden
Antrage zu den Investitionen.

Corinne Thomet (CVP, Kloten): Ich spreche auch zu den Antragen 9,
10, 11. Bei den Investitionen im Bildungsbereich ist keine Planung
ersichtlich zurzeit. Die CVP erwartet vonseiten der Regierung Klar-
heit in Bezug auf den Raumbedarf einerseits, anderseits auch dem,
was im Zusammenhang mit den Sanierungen ansteht, zum Beispiel im
Bereich der Liegenschaften der Universitét, nun endlich Rechnung zu
tragen. Wir unterstutzen keine der KEF-Antrége, sondern bitten eben
den Regierungsrat, im Investitionsbereich Transparenz zu schaffen
und diesen Bedarf dann auch im Budget 2012 aufzunehmen.

Sabine Wettstein (FDP, Uster): Ich habe bereits in der Budgetdebatte
darauf hingewiesen, dass auch die FDP nicht zufrieden ist mit der In-



13448

vestitionsplanung der Bildungsdirektion, insbesondere im Bereich der
Universitat. Ich wiederhole, was ich bereits im Dezember 2010 gesagt
habe: Wir erwarten, dass eine fundierte Planung vorgelegt wird und
die Schwerpunkte bezuglich Substanzerhaltung und Konsolidierung
von zugemieteten Gebduden erstellt wird und damit eine mittelfristige
Planung der Neubauten vorgelegt wird. Wir erwarten vom Regie-
rungsrat, dass er die Prioritaten innerhalb des vorgegebenen Finanz-
rahmens nochmals Uberarbeitet. Wir sind aber nicht bereit, die KEF-
Erklarungen 9, 10 und 11 zu unterstitzen und das San10 damit infra-
ge zu stellen. Wir lehnen deshalb alle drei KEF-Erklarungen ab.

Regierungsratin Regine Aeppli: Ich habe verschiedentlich den Vor-
wurf gehort, dass seitens der Bildungsdirektion keine Investitionspla-
nung gemacht werde. Ich mdchte diesen Vorwurf an dieser Stelle zu-
rickweisen, denn die Investitionspolitik ist Sache des Gesamtregie-
rungsrates. Wir haben zufolge des Sparauftrags tber die Jahre hinweg
immer wieder projektierte VVorhaben zuriickgestellt, was tatsachlich —
das ist unverkennbar und wurde ja auch von lhrer Seite anerkannt —
zu einem Investitionsstau sowohl bei den Hochschulen als auch bei
den Mittel- und Berufsschulen geflihrt hat. Das ist aber eine Folge der
Sanierungspolitik, die betrieben wird, und nicht eine Folge fehlender
Planung. Ich bitte Sie einfach, das auch zur Kenntnis zu nehmen, und
ich danke Ihnen, wenn Sie antragsgemass entscheiden.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 9 mit
104: 64 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

10
Berufsbildung (Investitionen)
(Susanna Rusca Speck, Karin Maeder und Markus Spath)

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 10
mit 102 : 61 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.
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11
Universitat (Beitrage und Liegenschaften)
(Markus Spath, Karin Maeder und Susanna Rusca Speck)

Markus Spath (SP, Feuerthalen): Die KEF-Erklarung verlangt nichts
mehr und nichts weniger als eine Verstetigung der Investitionen flr
die Universitat. Sie will ein Zeichen setzen gegen eine unverstandli-
che Politik des Hist und Hott. Die Universitat Zirich ist fur den Wirt-
schaftsstandort unbestritten von hoéchster Bedeutung. Die bauliche
Infrastruktur wiederum ist flr die Zukunft der Universitat, fur die
Qualitat von Lehre und Forschung ein ganz wichtiger Erfolgsfaktor.
Sie beeinflusst wesentlich die Attraktivitat der Hochschule fiir Dozie-
rende und Studierende gleichermassen. Seit dem Jahr 2000 kann die
Entwicklung der Infrastruktur mit der akademischen Dynamik nicht
mehr mithalten. Die vorhandenen Mittel mussten ausschliesslich flr
die Sanierung der Bausubstanz aufgewendet werden. Die fir die er-
freulich rasch wachsende Universitat unbedingt nétigen zusatzlichen
Flachen mussten tber Verdichtung und Zumietung im ganzen Stadt-
gebiet beschafft werden. Die Verdichtung hat Grenzen erreicht. Wei-
tere Zumietungen werden immer teurer und sind wenig bedarfsge-
recht. Die Mehrheit der Gebdude, die heute von der Universitat be-
nutzt wird, ist kleiner als 1000 Quadratmeter. Forschende und Studie-
rende werden mehr und mehr gezwungen, ihre Kooperationsprojekte
und Studieninhalte nach der rdumlichen Erreichbarkeit auszurichten
und nicht nach sachlich-akademischen Kriterien.

Angesichts dieser unerfreulichen Entwicklung hat die Universitat Zu-
rich eine Flachenentwicklungs-Strategie definiert. Corinne Thomet
und Sabine Wettstein, hier liegt die Strategie klar vor. Diese Strategie
sieht folgende vier Elemente vor: Erstens Zusammenzug von Fachbe-
reichen zur Starkung der inhaltlichen Synergien, zweitens die Riick-
gabe der Liegenschaften in Streulagen zur Nutzung als attraktiver
Wohnraum, drittens die gleichméssige Verteilung der Facher und
Studierenden auf die beiden Hauptstandorte Zentrum und Irchel und
damit die optimale Nutzung der dortigen Infrastruktur, und als letzter
Punkt eine Ubergreifende Entwicklungsplanung mit der universitéren
Medizin. Voraussetzung fir die Realisierung dieser Uberzeugenden
Strategie ist die rechtzeitige Inangriffnahme von Sanierungsprojekten
in der laufenden KEF-Phase. Ganz konkret heisst das: Im Zentrum
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muss der Standort Gloriastrasse 30/32, Mikrobiologie, saniert werden.
Im Irchel ist die dringende Planung der Sanierung von lrchel | auf
dem Tapet. Die Planung und Realisierung der Nachnutzung der
PHZH-Liegenschaften (Padagogische Hochschule Zirich) — diese
sind frei ab 2013 — dulden keinen Aufschub. Die Projektierung und
Realisierung des Standortes Plattenstrasse fir die Wirtschaftswissen-
schaften und eine neue Gesamtlésung fur den Bereich VWL (Volks-
wirtschaftslehre) sind ebenfalls wichtig. Das sind nur die wichtigsten
Projekte. Dahinter warten dringende Grossprojekte an beiden
Hauptstandorten.

Die KEF-Erklarung will — ich betone es noch einmal — nur eine Ver-
stetigung der Investitionen auf einem minimalen Niveau. Nach fun-
dierten Darlegungen der zustandigen Verantwortlichen der Direktion
und der Universitat benétigt die Uni jahrlich mindestens 60 Millionen
Franken fur den nétigen Unterhalt und dringendsten Sanierungsbe-
darf, 60 Millionen. Die Erhéhung der Investitionen um 8, um 42 und
um 21 Millionen Franken richtet sich an diesem Ziel von 60 Millio-
nen Franken aus. Eine Zustimmung verhindert einen Investitionsstau
der «gréberen» Art und ermdglicht der Universitéat, ihre tGberzeugende
Flachenstrategie rechtzeitig umzusetzen. Ich bitte um Zustimmung.

Matthias Hauser (SVP, Hiuntwangen): Bei der Universitét ist hier
noch speziell gegenuber den beiden anderen KEF-Erkl&rungen, dass
die Investitionen, die an der Universitat geplant sind, zu einem quali-
tativen und auch quantitativer- aber vor allem qualitativen, muss

man sagen — Wachstum flihren. Es geht hier also nicht nur um Wert-
erhaltung. Die Werterhaltung ist etwa in gleichem Masse an der Uni-
versitat gedeckt wie in anderen Institutionen des Kantons auch, 90
Prozent etwa. Das haben wir auch auf der Grafik gesehen, als es uns
vom Finanzmann der Universitat prasentiert wurde in der Kommissi-
on. Dort wurde uns ein hoher Investitionsbedarf gezeigt, der nur etwa
zur Hélfte — oder nicht einmal— gedeckt sei. Un d wenn man den ge-
nau anschaut, ist ein ganz grosser Teil davon Wachstum. Die SVP hat
schon in der Budgetdebatte bei einem &hnlichen Vorstoss gefordert,
dass wir zuerst einmal das Wachstum der Universitat unter die Lupe
nehmen und sagen, wohin und wie gross diese Universitat tatséachlich
werden soll. Ist es gerechtfertigt, dass sie immer und immer und im-
mer mehr wachst und Kosten verursacht? Hier braucht es auch einmal
eine Debatte und allenfalls eine Beschrdnkung, bevor man hier mehr
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und mehr Investitionen bewilligt. Es ist ein Jammern auf hohem Ni-
veau, das hier passiert. Wir lehnen diese KEF-Erklarung ab.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 11
mit 101 : 67 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

12
Reduktion des Staatsbeitrags an die Universitat Zirich
(Matthias Hauser)

Matthias Hauser (SVP, Hlintwangen): Sie kennen die Argumentation.
Diese hier kennen Sie bereits aus der Budgetdebatte. Sie ist auch auf
Seite 12 des Bichleins hier aufgefihrt und ich werde sie jetzt nicht
wiederholen. Einzig: Es handelt sich hier um eine KEF-Erklarung.
Das bedeutet, man hat jetzt ein Jahr Vorlaufzeit, um es umzusetzen.
Daher ist es auch berechtigt, dass trotz verlorenen Antrags bei der
Budgetdebatte das nochmals kommt. Vielleicht erhalten wir ja ein
paar Stimmen mehr, die sagen: «Okay, wenn die Universitét jetzt ein
Jahr Zeit hat, wenn sie die Diskussionen auf Schweizer Ebene, die
dazu zu fuhren sind, beginnen kénnte, dann stimmt man dem zu.» Das
ist ein bisschen fairer, als der Budgetantrag es war. Wir sind immer
noch der Meinung, die Studiengebtihren seien zu tief, die Griinde sind
ausgefihrt. Ich bitte Sie, dieser Erklarung zuzustimmen.

Karin Maeder (SP, Riiti), Vizeprasidentin der Kommission fur Bil-
dung und Kultur (KBIK): Ich spreche in Vertretung des Kommissi-
onsprasidenten (Samuel Ramseyer) zu den KEF-Erklarungen 12 und
14, Reduktion des Staatsbeitrags an die Universitat Zirich und an die
Fachhochschulen Zirich. Ziel dieser KEF-Erklarungen ist es, die Stu-
diengebihren der Universitat Zirich und der Fachhochschulen zu er-
hohen. Beide Antrdge wurden auch im Rahmen der letztjahrigen
KEF-Debatte diskutiert. Sie erinnern sich, der Antrag, welcher die
Fachhochschulen betraf, wurde damals gutgeheissen. Der Antrag,
welcher sich auf die Universitat bezog, wurde abgelehnt. Auf die Stu-
diengebiihren der Fachhochschulen hatte die Uberweisung der KEF-
Erklarung allerdings keinen Einfluss. Die Reduktion des Staatsbeitra-
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ges wurde im Rahmen der Globalbudgets aufgefangen. Auch heute
kann die Universitat die Studiengebihren nicht freihdndig erhdhen.
Dazu sind Anderungen im Universitatsgesetz notwendig.

Die Mehrheit der KBIK ist der Auffassung, dass die Frage der H6he
der Studiengebiihren der Universitat und der Fachhochschulen nicht
Im Rahmen einer KEF-Debatte diskutiert werden soll, sondern im
Rahmen einer Gesamtschau. Und dazu gehort auch die Diskussion um
die Stipendien. Aus diesem Grund lehnt die Mehrheit der KBIK die
Uberweisung der vorliegenden KEF-Erklarungen ab.

Claudia Gambacciani (Griine, Zurich): Ich spreche gleich zu beiden
Antrdgen 12 und 14, also zum Wunsch der Reduktion des Staatsbei-
trages namentlich bei der Uni und bei den Fachhochschulen. Es
stimmt eigentlich nicht ganz, dass wir jedes Jahr einmal Uber diese
Antrage befinden, nein, dank der SVP beraten wir diese Antrége jahr-
lich gleich zweimal, ndmlich je einmal im KEF und einmal im Bud-
get. Wenn man die Antrage (fur die Uni und die FHs) einzeln zahlt,
dann reden wir im Grunde genommen sogar viermal jahrlich dariber.
Ich muss also annehmen, dass uns Matthias Hauser auf diese Weise
weichklopfen will und hofft, dass wir wegen Ermidungserscheinun-
gen plétzlich trotzdem auf den griinen Knopf driicken, anders kann
ich mir das nicht erklaren. Doch so lieb uns die griine Farbe auch ist,
diesen Gefallen wird euch die Griine Fraktion nicht tun, selbst wenn
Matthias Hauser auch noch in jeder Ratssitzung eine personliche Er-
klarung zum Thema «Kirzung des Staatsbeitrages der Uni und der
Fachhochschulenx» abgeben sollte.

Wir finden dies schlicht den falschen Ort zum Sparen. Im Gegenteil:
Wir sollten in unseren Nachwuchs investieren. Ausserdem kénnen die
Uni und auch die Fachhochschulen den Hebel selber dort ansetzen,
wiurde eine solche Reduktion tiberwiesen, wie wir es bereits gesehen
haben, und dann eben nicht unbedingt bei einer Studiengebuhrener-
hohung. Die Argumente wurden des Ofteren genannt, daher in Kurz-
form: Der Kanton Zirich ist in der Bemessung der Gebihren nicht
frei. Und fur die Uni braucht er eine Gesetzesédnderung. Bei einer Ge-
bihrenerh6hung wirden wir Grinen zwingend auch die Hirde zum
Zugang zu Stipendien senken wollen. Und der Lehrermangel spricht
nicht daflr, den «Studis» der PHZH das Leben schwerer zu machen.
Einen einzigen Ausweg séhe ich allenfalls noch, wenn Matthias Hau-
ser mit seinen Sparbemihungen bei sich selber anfangt und diese
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jahrlich rezyklierten Antrdge im néchsten Jahr um je 100 Prozent
kirzt und streicht. Dann wirden wir diese glatt unterstitzen. Herzli-
chen Dank.

Markus Spath (SP, Feuerthalen): Alle Jahre wieder kommen der Sa-
michlaus und das Christuskind, und die besinnlichen Tage wecken
offenbar bei Kollega Matthias H. aus H. mit ebenso zuverléssiger Re-
gelmassigkeit das Bedurfnis, ein anderes Ritual zu pflegen. Zum x-ten
Mal recycelt er — wir haben es gehdért — nun seinen bekannten Vor-
stoss zum Thema «Uni-Finanzierung». Er will der Universitét jahrlich
rund 20 Millionen Franken entziehen und sie damit zwingen, die Stu-
diengebihren zu verdoppeln. Wie jedes Ritual hat auch dieses den
Vorteil, dass alle den Ablauf schon kennen und wenige Stichworte
genligen, um uns alle mit der Thematik wieder vertraut zu machen.
Sie seien hier deshalb noch einmal in Kiirze genannt: Die Universitat
Ist nicht frei, wir haben es gehort. Ich ergénze: Alle anderen Schwei-
zer Universitaten, mit Ausnahme der Exoten in Sankt Gallen und Lu-
gano, haben tiefere Semestergebihren als die Universitat Zirich. Dem
Versuch der Universitat Basel, die Semestergeblhren zu erh6éhen, um
die Kantonsfinanzen zu entlasten, wurde vom Bundesgericht vor
sechs Jahren eine Uberdeutliche Absage erteilt. Fakt ist somit: Wir
konnen weder den Unirat noch die Universitat zwingen, die Studien-
geblhren zu erhohen. Selbst wenn der Unirat wollte, misste mit einer
Klage bis ans Bundesgericht gerechnet werden. Es wirde Jahre dau-
ern.

Die isolierte Erhéhung der Studiengebiihren ist ohnehin ein Schild-
burgerstreich. Studierende sind mobil. Viele Ausserkantonale wirden
an andere gunstigere Universitaten wechseln. Damit wirden wir aber
nicht nur ihre Semestergebtihren verlieren, sondern auch die viel ho-
heren, praktisch kostendeckenden IUV-Beitrage (Interkantonale Uni-
versitatsvereinbarung) ihrer Herkunftskantone. Noch einmal sei daran
erinnert: Die Universitat Zurich arbeitet effizient. Die Durchschnitts-
kosten pro Studierende liegen deutlich tiefer als an andern Universita-
ten. Faktisch geht es also bei dieser KEF-Erklarung nur darum, der
Universitat weitere Mittel zu entziehen. Das ist besonders stérend,
weil die Regierung bereits unter dem Stichwort «San10» den Betrag
des Kantons an die Uni gegenuber dem Vorjahres-KEF um 20 bezie-
hungsweise 24 Millionen Franken gekdirzt hat. Der Universitat wir-
den also, Zustimmung zu diesem Vorstoss vorausgesetzt, jahrlich 50
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Millionen Franken fehlen. Wir wehren uns gegen eine solche unsin-
nige Politik. Es dlrfen nicht die Studierenden sein, die den Preis fir
unsere Finanzpolitik und die Spéatfolgen einer Wirtschaftskrise zah-
len, fur die sie nichts, aber auch gar nichts kénnen. Die Universitét ist
fir uns einer der wichtigsten Standortfaktoren und ein gewichtiger
Beitrag — ich habe es schon einmal gesagt — zur Attraktivitat der gan-
zen Region. Wir sdgen besser nicht am Ast, auf dem wir sitzen. Wir
wirden viel gescheiter endlich einmal, um Claudia Gambacciani zu-
zustimmen, Uber dringend nétige Anpassungen der Stipendien reden
in diesem Rat, statt mit dem ineffizienten Ritual einer jéhrlichen Dis-
kussion um die Studiengebuhren Ergotherapie zu betreiben.

Corinne Thomet (CVP, Kloten):Ich bin also auch froh, dass wir heute
nicht schon zum vierten Mal von Matthias Hauser gehort haben, dass
die Studentinnen und Studenten doch zu Hause wohnen, sich etwas
massigen konnen und somit die Studiengebihren zu erhéhen kein
Problem ist. Ich mochte darauf hinweisen — ich habe das auch beim
Budget bereits erwdhnt—, dass innerhalb von San10 von den Jahren
2011 bis 2014 die Staatsbeitrdge der Fachhochschulen um rund 67
Millionen und bei der Universitdt um 80 Millionen Franken gekurzt
worden sind. Deshalb lehnt die CVP eben auch diese KEF-Antrage
ab.

Matthias Hauser (SVP, Hintwangen) spricht zum zweiten Mal: Ich
habe mich am Anfang absichtlich kurz gehalten, um die Debatte nicht
zu wiederholen. Es sind jetzt von der gegeniberliegenden Seite wie-
der direkte Argumente gekommen, die uns auch wieder herausfor-
dern. Ich muss zuerst sagen «uns». Sie haben jetzt mehrmals gegen
die Person Matthias Hauser geschossen, weil ich diese Antrdge hier
einbringe. Aber ich darf IThnen versichern: Es ist das Anliegen der
ganzen SVP, dass diese Studiengebiihren endlich angeschaut werden,
und zwar passiert das nicht automatisch in diesem Zusammenzug, bei
dem wir Uber die Stipendien reden. Es stimmt, wir haben Vorstdsse
uber das Stipendienwesen verkniipft. Aber dort kann man Uber die
Studiengebiihren reden, das ist nicht zwingend in diesen Vorstdssen
enthalten. Es geht heute um die Kosten, die Ausgaben des Kantons,
die in einem Jahr auf uns zukommen, und das ist wohl der Moment, in
dem man dariber sprechen muss, wo die Universitat Einnahmen ge-
neriert und wo nicht. Unabhangig davon, was das beim Staatsbeitrag
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ausmacht, die Studiengebihren sind fiir die Universitat Zirich zu tief;
erstens: verglichen mit anderen Weiterbildungsangeboten, zweitens:
verglichen mit dem, was Studierende zur Verfiigung haben — auch
uber das Elternhaus, Corinne Thomet. Die Universitat ist vor allem
flr die Studierenden aus dem Kanton Zirich hier und die kdnnen alle
zu Hause wohnen, gunstiger, als wenn sie sich daneben eine Woh-
nung leisten mussen. Das ist gar kein Problem. Das, was hier der Staat
macht mit diesen 680 Franken pro Semester ist eine Quersubventio-
nierung des Friih-Ausziehens und des heutigen Individualismus. Und
das muss der Kanton Zirich wirklich nicht tragen, die arbeitende Be-
volkerung, die Steuerzahler. Schluss!

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Lieber Matthias Hauser, anstatt sich
standig zu beklagen, dass die anderen Ausbildungsangebote héhere
Gebuhren haben als die Universitat, wére es vielleicht einmal an der
Zeit, zu fordern, dass diese Gebtihren runtergehen. Es kann nicht sein,
dass man fiir verschiedene Tertidrstufen so viel bezahlt. Da stimme
ich voll mit ein, dass diese zu teuer sind. Aber es kann nicht sein, dass
man deshalb kommt und sagt, die Studiengebihren missten rauf.
Denn die sind genug hoch. Es gibt viele Familien, die nicht allzu viel
Geld haben. Und die bekommen keine Stipendien, denen werden die
Studiengebiihren nicht erlassen. Und ob man 100 Franken mehr oder
weniger bezahlt, das merkt man. Ich kenne viele Studierende, die
sonst vom Studium abgehalten worden waren. Es kann nicht sein,
dass wir Leute vom Studium abhalten, wenn standig gefordert wird,
dass wir mehr Akademiker brauchen. Anstatt sie aus dem Ausland zu
importieren, sollten wir sie selbst ausbilden.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 12
mit 113 : 57 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

13
Erh6hung des Budgets der PHZH
(Katrin Susanne Meier und Markus Spath)
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Ratsprasident Gerhard Fischer: Diese KEF-Erklarung gehort zur
Leistungsgruppe 7406 und nicht, wie aufgefihrt, 7407.

Katrin Susanne Meier (SP, Zurich): Damit die hohen Erwartungen an
ein Lehrmittel erfullt werden kdnnen, muss sich ein neues Lehrmittel
bereits wéhrend der Entstehung dem praktischen Einsatz stellen. Die
dabei gewonnenen Erkenntnisse mussen wieder in den Entwicklungs-
prozess einfliessen. Diese mehrjahrige Entwicklungsarbeit wird der-
zeit durch ein Autorenteam der PHZH geleistet und durch ein Begleit-
team, bestehend aus internen und externen Beraterinnen und Beratern
aus Didaktik, der Schulpraxis und der Linguistik begleitet. Eine Eva-
luation findet sowohl in Testklassen wie in Evaluationsklassen, je-
weils um ein Jahr versetzt, statt. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der
Schulerperspektive. Aufgrund der ersten Manuskripte werden die ver-
schiedenen Lehrwerkteile fiir die Erprobungsversion erstellt. Diese
Erprobungsversion sieht zwar schon beinahe aus wie das fertige
Lehrmittel. Bis zur definitiven Version aber wird sie noch einige An-
passungen und vor allem Verbesserungen erfahren. Die Fragestellun-
gen der Evaluatorinnen und Evaluatoren reichen in der Erprobungs-
phase von der Lesbarkeit tber die Verstandlichkeit bis hin zur Frage
nach dem Sinn und Zweck des Lehrmittels, ob dieses oder jenes Be-
gleitheft Gberhaupt notwendig ist oder nicht. Hatte dieser Prozess bei-
spielsweise beim Englisch-Lehrmittel fur die Mittelstufe «Explorers»
stattgefunden, hatte der Kanton Zirich einiges an Geld einsparen
kdnnen, denn viele Teile dieses Lehrmittels hatten das Gut zum Druck
nie erhalten. Dies gilt aber nicht nur fur das Englisch-Lehrmittel der
Mittelstufe. Ich zitiere aus dem Schlussbericht des Projektes «Belas-
tung und Entlastung im Schulfeld»: Eine vom Bildungsrat bei Lehr-
personen in Auftrag gegebene Umfrage zeigt, dass die befragten
Lehrpersonen im Zusammenhang mit der grossen Leistungsheteroge-
nitat in den Regelklassen bei allen aktuellen Lehrmitteln Handlungs-
bedarf feststellen. Damit dies in Zukunft nicht erst nach Fertigstellung
der Lehrmittel festgestellt wird, braucht es die Evaluationsgruppe der
PHZH. Das Wissen ist aufgebaut und die Kompetenzen sind bei den
Leuten der PHZH vorhanden.

Die Erhohung des Budgets der PHZH um jahrlich nur 200'000 Fran-
ken steht den Millionen von Franken gegentber, welche fir Lehrmit-
tel ausgegeben werden, welche nach der vom Bildungsrat in Auftrag
gegebenen Umfrage mit dem Préadikat «grosser Handlungsbedarf»
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bezeichnet werden. Das ist fir all jene, die rechnen kénnen, ein Klarer
Fall, zu dieser KEF-Erklarung Ja zu sagen. Alle Neinsager waren
wohl nicht im Besitz eines gut erprobten Mathematik-Lehrmittels.

Walter Isliker (SVP, Zirich): Diese jahrliche Erhéhung von 200'000
Franken zuhanden des Budgets der Padagogischen Hochschule Zirich
fir die Lehrmittelevaluation ist abzulehnen. Sogar unsere Bildungsdi-
rektorin Regine Aeppli meinte an einer KBIK-Sitzung, dass es sich
bei dieser KEF-Erklarung um ein Missverstandnis handeln muss.
Denn zum Beispiel bei einem Lehrmittel im Fach Mathematik, das die
PHZH erarbeitet und auch an den Schulen eingefiihrt hatte, darf nicht
dieselbe Padagogische Hochschule auch evaluieren. Denn Evaluation
heisst Uberpriifung, und diese Uberpriifung darf nicht derselbe Lehr-
mittelhersteller bernehmen, sondern diese Qualitatskontrolle muss
eine fremde Padagogische Hochschule tibernehmen.

Nochmals: Evaluation heisst Uberpriifung. Es muss ein Lehrmittel
Uberpriift werden, das schon an den Schulen eingesetzt wird, aber
eben nicht von der gleichen Padagogischen Hochschule, die es auch
entwickelt hat. Aus diesem Grunde kann man die 200'000 Franken
jahrliche Budgeterh6hung ablehnen. Diese KEF-Erklarung kann als
nutzlos taxiert werden. Danke.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 13
mit 132 : 33 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

14
Reduktion des Staatsbeitrags an die Zircher Fachhochschule
(Matthias Hauser)

Matthias Hauser (SVP, Huntwangen): Im Unterschied zu den Stu-
diengebiihren bei der Universitét hat es hier zwei Punkte, die wesent-
lich sind. Erstens: Diese Gebuhrenerhéhung liegt in der Kompetenz
der Regierung. Sie muss sich hier gesamtschweizerisch nicht abspre-
chen, sie kann auf 1200 Franken erhéhen. Und das Zweite: Der Kan-
tonsrat hat dieser Gebiihrenerh6hung bereits einmal zugestimmt, re-
spektive der Reduktion des Staatsbeitrages, entsprechend begriindet
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mit der Gebuhrenerh6hung, und die Regierung hat zwar den Staats-
beitrag reduziert, aber die Gebiihren dennoch nicht erhéht. Das zeigt,
dass es hier unserer Ansicht nach noch Luft drin hat. Auch diese Se-
mestergebthren der Fachhochschulen gehdren erhéht. Die (brigen
Argumente sind etwa die gleichen wie bei der Universitat. Ich ver-
zichte, sofern die Gegenseite auch verzichtet, auf deren Auflistung.
Vielleicht werden wir am Morgen noch fast fertig mit der KEF-
Debatte.

Susanna Rusca Speck (SP, Zirich): Ich erzahle nichts Neues: Wenn
wir im Kanton Zirich im Alleingang eine Verdoppelung der Studien-
gebuhren einflhren, werden wir es zu sptren bekommen. Ich bin vor
allem Uberzeugt, dass viele Studierende an andere ausserkantonale
Hochschulen abwandern wirden. Somit verlieren wir die Einnahmen
von Studiengebiihren dieser Leute. Wir verlieren aber vielmehr auch
zusatzliche Einnahmen, zum Beispiel Steuereinnahmen, weil viele gar
nicht mehr hier in unserem Kanton wohnen bleiben wollen. Wir ver-
lieren aber auch gute Berufsleute fiir die Wirtschaft. Ich — und mit mir
die SP —, wir stehen ein fiir eine starke Berufsbildung. Wir sind auch
stolz auf die erfolgreiche Entwicklung der Fachhochschulen. Wir en-
gagieren uns fiir eine hohe Qualitdt und Durchléssigkeit und daftr,
dass allgemeinbildende und berufsbezogene Bildungswege eine
gleichwertige gesellschaftliche Anerkennung finden, gleich wie die
akademische Bildung.

Selbstverstandlich, Matthias Hauser, teile ich deine Feststellung im
zweiten Punkt deiner Begriindung. Die Finanzierung der héheren Be-
rufsbildung wird heute nicht gleich subventioniert wie die akademi-
sche Bildung. Es ist absolut stossend und auch nicht nachvollziehbar,
warum die Geblhrenansatze bei einer Weiterbildung an einer héheren
Fachschule nicht dieselben sind wie bei einem Nachdiplomstudium an
einer Hochschule oder an einer Fachhochschule. Aber den Weg, wie
wir dies umsetzen wollen, tiber die Angleichung der Studiengebiihren,
diesen Weg teilen wir nicht. Es kann nicht saldoneutral erfolgen.
Deshalb kénnen wir diese KEF-Erklarung nicht unterstitzen.

Zweitens wissen wir auch — und das muss ich einfach nochmals sa-
gen: Die PHZH, die Padagogische Hochschule, gehdrt auch zu den
Fachhochschulen. Eine solche Entwicklung mit dieser KEF-Erklarung
hétte auch finanzielle Folgen fir diese Schule, welche Lehrerinnen
und Lehrer fir die Volksschule in unserem Kanton ausbildet. Wir
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wollen die Lehrerausbildung doch attraktiver machen und nicht noch
unattraktiver. Ich finde es den falschen Weg, auf dem Buckel der Stu-
dierenden den Staatshaushalt zu sanieren, das habe ich schon oft ge-
sagt. Und nur zur Entlastung der Staatskasse kann nicht der Zugang
zur Bildung eingeschrankt werden. Bitte lehnen Sie diese KEF-
Erklarung ab.

Abstimmung

Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 14
mit 110 : 57 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

15

Reduktion der biz-Standorte von 7 auf 3 im Rahmen des Sanierungs-
programms Sanl0

(Rosmarie Frehsner und Armin Steinmann)

16
Berufs- und Studienberatung
(Susanna Rusca Speck)

Ratsprasident Gerhard Fischer: Ich mdchte auch die KEF-
Erklarungen 15 und 16 noch vor der Mittagspause behandeln, damit
wir die Bildungsdirektion heute Morgen abschliessen kénnen. Wir
haben heute Morgen gemeinsame Behandlung beschlossen.

Rosmarie Frehsner (SVP, Dietikon): Es geht hier um die Leistungs-
gruppe 7502, Berufs- und Studienberatung im Kanton Zurich. In den
Jahren 2012 bis 2014 sollen jahrliche Einsparungen von 700'000
Franken vorgenommen werden. Um dieses Ziel zu erreichen, will der
Regierungsrat die heutigen sieben Berufsinformationszentren (BlIZ)
auf drei reduzieren. Das heisst, es sollen konkret vier dieser BIZ ge-
schlossen werden: Horgen, Meilen, Andelfingen und Urdorf im Lim-
mattal. Dies wirde ein drastischer Leistungsabbau in den Agglomera-
tionsgemeinden bedeuten. Bereits bei der Regionalisierung der Be-
rufsberatung vor rund sechs Jahren einigte man sich auf diese sieben
BlZ-Standorte in unserem Kanton. Im Limmattal entstand so das BIZ
Urdorf fir die beiden Bezirke Dietikon und Affoltern. Es wurden kan-



13460

tonale Standards eingefuhrt und umgesetzt. Die Netzwerke zwischen
Gemeinden, Schulen, Gewerbe und Wirtschaft wurden erarbeitet, mit-
einbezogen in dieses Netzwerk ist ebenfalls die Berufswahlschule
Limmattal. Ich erwahne dieses BIZ Urdorf, weil ich in diesem Bezirk
wohne und die Verhéltnisse kenne.

Bei der geplanten Konzentration werden diese Netzwerke zwei-
felsohne zerstort. Die Berufsinformation wirde unpersénlicher und
die Schiler wirden auch auf diesem Gebiet vermehrt dem Internet
uberlassen. Infos aus dem Internet sind sicher hilfreich, kénnen aber
die Begegnungen in einem Berufsinformationszentrum nicht ersetzen,
wo die Schuler ihre Ansprechperson kennen. Diese Notwendigkeit
gilt insbesondere fiir Schilerinnen und Schiler aus fremdsprachigen
Familien, aus anderen Kulturkreisen. Die Stadte Schlieren und Dieti-
kon im Limmattal haben bekannterweise einen sehr hohen Anteil sol-
cher Schiiler und Schulabgangerinnen. Der Ubergang von der Schule
in die Berufswelt ist eine sehr wichtige Schnittstelle fir die Jugendli-
chen. Hier haben die BIZ zusammen mit der Schule und den mogli-
chen Lehrbetrieben eine verantwortungsvolle Aufgabe. Ich bitte Sie
deshalb, den KEF-Antrag 15, Leistungsgruppe 7502, zu unterstutzen.
Die vermeintlichen Einsparungen von 700'000 Franken pro Jahr sind
ernsthaft zu hinterfragen. Konkret bitte ich die Regierungsratin mei-
nes Vertrauens, auf diese Massnahme zu verzichten. Selbstverstand-
lich werden wir KEF-Antrag 16 mit den identischen Forderungen
ebenfalls unterstitzen. Ich danke fir die Aufmerksamkeit.

Susanna Rusca Speck (SP, Zurich): Sensationell, hier liegen zwei Er-
kldrungen zum selben Anliegen vor; doppelt genédht halt besser. Ich
hoffe sehr, wir finden in dieser Sache eine Mehrheit im Rat und kon-
nen dieses Vorhaben beerdigen. Es waére fir mich absolut unverstand-
lich, wenn wieder einmal mehr aus reinen Kostengriinden eine gut
funktionierende Organisation, die Berufsberatung mit ihren Informa-
tionszentren, neu organisiert werden musste. Mit dieser Sanierungs-
massnahme ab 2012 betreiben wir einen Abbau an Berufsinformati-
onszentren. Mit einer Reorganisation stossen wir aber vor allem auch
auf Widerstand und es macht die ganze Sache nicht besser. Nachdem
im Jahr 2005 die Zusammenlegungspléne im Bereich der Berufsbera-
tung schon einmal auf dem Tapet waren, aber aufgrund der Proteste
der Regionen weitgehend fallen gelassen wurden, sind sie nun wieder
hervorgeholt — sozusagen alle fiinf Jahre wieder. Die Berufs- und
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Laufbahnberatung verfiigt heute ber eine dezentrale Versorgerstruk-
tur. Und angesichts der in den letzten Jahren angespannten Lehrstel-
lensituation wurde diese Vernetzung zwischen Schulen, Eltern, Be-
rufsberatung zentral verbessert. Der regelméssige Kontakt mit dem
lokalen Gewerbe wurde intensiviert. Es wurden Bildungsforen gebil-
det und eine institutionalisierte Partnerschaft mit der Offentlichen
Hand und der Privatwirtschaft, zusammen mit den Organisationen der
Arbeitswelt und den Gemeinden aufgebaut, immer mit dem Ziel, die
Ausbildungsbereitschaft der Betriebe zu férdern, aber auch die jungen
Leute durch Beratung und den Kontakt mit den Betrieben vor Ort zu-
sammenzubringen.

Eine Standortoptimierung bringt fur die Ratsuchenden nun wirklich
keine Vorteile. Dies ist Sparen am falschen Ort, das die Jugendlichen
zu spuren bekommen. Ich wehre mich gegen eine Zusammenlegung
vor allem von Berufsberatungsstellen aus den Regionen, denn ich bin
uberzeugt: Die Konzentration auf wenige, dafiir grossere Beratungs-
zentren bringt keine Einsparungen. Eine allfallige Reorganisation der
Strukturen verursacht Mehrkosten statt Einsparungen. Im Jahr 2004
hat der Bildungsrat in einem Rahmenkonzept die Zusammenarbeit
von Schule und Berufsberatung verabschiedet, das auf dem Gebiet der
Berufswahl und Lehrstellenfindung auch Verbesserungen bringen
soll. Zur besseren Unterstiitzung der Jugendlichen Schulabgéngerin-
nen und Schulabganger wurden die Sprechstunden der Berufsbera-
tung auch in den Schulen intensiviert. In diese Richtung gehen wir ja
auch mit der Neugestaltung des Neunten Schuljahres, mit dem Stell-
werk; dies immer mit dem Ziel, dass die Schulabgéngerinnen und
Schulabgénger gut vorbereitet sind.

Es wird neu auch mit dem Case Management Berufsbildung in den
Regionen ein Begleitangebot aufgebaut. Auf der anderen Seite sollen
jetzt wieder die professionell funktionierenden Bezirksstellen zer-
schlagen werden. Mit der Aufrechterhaltung der bisherigen Struktu-
ren ist eine optimale Dienstleistung gewéhrleistet. Lassen wir es doch
so bleiben und lassen wir es so, wie es heute ist. Bitte unterstlitzen Sie
die beiden KEF-Erklarungen 15 und 16.

Karin Maeder (SP, Rti), Vizeprasidentin der KBIK: Nur kurz: Die
Kommissionsmehrheit empfiehlt Ihnen, den beiden KEF-Erklarungen
zuzustimmen. Es lasst sich feststellen, dass die BIZ heute gut vernetzt
sind. Es bestehen tragfahige Kontakte sowohl zum Gewerbe, zur In-
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dustrie und zu den Dienstleistungsunternehmen als auch zu den Schu-
len, wenn sie zusammen mit den Lehrstellenanbietern den Ubertritt
unserer Jugendlichen in die Berufswelt sicherstellen und begleiten.
Die grosse Mehrheit der KBIK — ich weiss nicht, ob sie heute sogar
zur absoluten Mehrheit wird, aber damals war es noch die grosse
Mehrheit — vertritt die Auffassung, dass eine weitere Standortoptimie-
rung, wie es die Regierung schreibt, negativ auf den gesamten Prozess
der Berufswahl und damit zuungunsten der betroffenen Kinder aus-
wirken wirde. Wir bitten Sie, die KEF-Erklarungen 15 und 16 an den
Regierungsrat zu tberweisen.

Armin Steinmann (SVP, Adliswil): Schon im Jahr 2006 wollte der Re-
gierungsrat im Zug von Sparmassnahmen BlZ-Standorte aufheben.
Behorden, Schulen und vor allem auch die Wirtschaft haben sich da-
mals erfolgreich dagegen gewehrt. Ich kann eigentlich die gleiche
Haltung wie Regierungsrat Markus Notter heute Morgen zur KEF-
Erklarung 1 einnehmen, ndmlich: Es gibt nichts Neues, zumindest an
Argumenten, die fir eine Zentralisierung der BIZ-Standorte sprechen
wirde. Im Gegenteil, Berufsinformationszentren sind eine Dienstleis-
tung. Bekanntlich sollen solche Dienstleistungen, wie sie das BIZ an-
bietet, kundenorientiert abgewickelt werden, vernetzen und schluss-
endlich auf gegenseitige — in Klammern: Standort-Bedurfnisse Rulck-
sicht nehmen. Dazu braucht es den nahen Bezug zwischen den ver-
schiedenen Mitspielern oder, moderner ausgedriickt, den Playern. Das
ist nur dezentral maoglich.

Zu guter Letzt ist der Spareffekt nicht nachzuweisen, das wurde be-
reits erwahnt. Im Rahmen von Sparmassnahmen wie beim San10 oder
den friheren Sanierungsprogrammen wird jeweils tber den Daumen
gepeilt eine Summe festgelegt und krampfhaft nach irgendwelchen
Themen gesucht. Es scheint mir, das war auch hier der Fall. Zentrali-
sierung bringt in der Regel keine Ersparnis. Zentralisierung bedeutet
Aufbldhung des Wasserkopfs. Hier geht es aber um die Zukunft unse-
rer Jugend.

Ich gehe davon aus, dass die Qualitat und der Erfolg in der Erflllung
von Aufgaben durch Zentralisierung beziehungsweise Reduktion auf
die Standorte Uster, Zirich und im Unterland beziehungsweise Win-
terthur nicht angehoben, sondern reduziert werden. Unterstiitzen Sie
deshalb die vorliegenden KEF-Antrage. Vielen Dank.
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Thomas Maier (GLP, Dibendorf): Bei diesen beiden KEF-
Erklarungen geht es um den Rickwartsgang. Die SP und erstaunli-
cherweise auch die SVP wollen hier den Rickwartsgang einlegen,
obwohl wir noch nicht einmal richtig vorwaérts losgefahren sind. Die
Regierung verspricht uns seit Jahren und Monaten ein San10 und,
damit verbunden, eine Sanierung der Staatsaufgaben. Eine Frage ist
fir uns und wohl auch fiir Sie alle besonders wichtig: Welche Leis-
tungen konnen wir ginstiger erbringen, indem wir sie effizienter ges-
talten? Die Grinliberalen sind der Meinung, dass die Zusammenle-
gung dieser BlZ-Standorte genau eine solche Massnahme ist. Die
Leistungen bleiben dieselben, einfach an weniger Standorten. Und
wir gewinnen — wir kdnnen jetzt tber den Betrag streiten, die Regie-
rung sagt— 700'00 Schweizerfranken fiir neue Aufgaben oder eben
zur Verbesserung der Laufenden Rechnung. Zu behaupten, diese Ein-
sparung sei nicht moglich, ist eine Behauptung genauso, wie es die
Regierung schreibt, mit 700'000 Franken. Ich attestiere der Regie-
rung, dass sie hier ihre Arbeit gemacht hat und den Betrag fundiert
begriinden kann.

Ebenso erstaunen mich die Aussagen, dass dezentral immer alles bes-
ser sei. Ich denke, es ist sehr wichtig, dass wir die einzelnen Aufga-
ben anschauen, wo wir sie erbringen. Und in diesem Fall ist es offen-
bar giinstiger, wenn es an einem zentralen Ort erfolgt. Und das Argu-
ment von der Vernetzung et cetera, dass diese nur dezentral moglich
sei, Ist, denke ich, in dieser modernen Zeit mit den technologischen
Kommunikationsmdglichkeiten, die wir heute nutzen koénnen, nicht
mehr stichhaltig.

In welchem Zusammenhang mit dem gesamten Sanl10 dieser Posten
steht, ist leider noch nicht ersichtlich. Flr uns kommt es daher nicht
infrage, jetzt einzelne San-10-Massnahmen herauszupicken und abzu-
schiessen zu versuchen, bevor wir tberhaupt richtig losgefahren sind.
Dieses Vorgehen lehnen wir ab und bitten Sie, dies ebenfalls mit ei-
nem Nein zu dieser KEF-Erklarung zu tun.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Wenn sich jetzt alle kurz halten,
kommen wir doch noch zu einer verniinftigen Zeit zum Mittagessen.

Elisabeth Derisiotis (SP, Zollikon): Weniger Leistung trotz gleichem
Aufwand! Wir wehren uns gegen eine vorgetduschte Sparmassnahme,
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die letztlich niemandem etwas bringt. Nicht im Rickwartsgang, son-
dern eben vorwarts schauen wir auch nach der letzten Reorganisation,
die namlich erst im Jahr 2006 vorgenommen wurde und ihren Ab-
schluss fand. Demnach haben mit den dezentralen Strukturen jeweils
Synergien und Optimierungen stattgefunden. Und in Meilen wurde
schliesslich eine enge Zusammenarbeit mit Uster verordnet, einem
Standort, der fir uns nicht gerade am Weg liegt. Dieser jahrelange
aufwendige Prozess der fiir die kleinen BIZ, wie unser BIZ in Meilen,
sehr viel Flexibilitdt erfordert hatte, wurde ja erst kirzlich abge-
schlossen, angereichert durch eine vom Amt inszenierte Feier und der
Unterzeichnung eines sogenannten Commitments. Und nun, nach die-
ser aufwendigen Reorganisation, kurze Zeit spéter, sieht schon wieder
alles anders aus. So geht das nicht! Die dezentralen Strukturen funkti-
onieren auch heute bestens und bringen ausgezeichnete Resultate. Im
Bezirk Meilen ist das so, und die Zahlen sprechen ihre eigene Spra-
che. Die Leistungen sind in kleineren BIZ ebenso professionell, die
Produktivitat, der Anteil der direkt kundenbezogenen Arbeitszeit
dank schlanker Strukturen und kurzer Wege aber grésser und die Kos-
ten pro Einwohner durchschnittlich tiefer als in den bereits bestehen-
den stadtischen Grosszentren. Die Nahe zu den regionalen Akteuren
wie Lehrbetrieben, Schulen und so wurde ja bereits ausgefiihrt.

Die Berufsberatung wird von den Gemeinden mitfinanziert. Ich bin
Uberzeugt, dass in unserem Bezirk die Schliessung des BIZ von unse-
ren Gemeinden nicht tatenlos hingenommen wirde, ganz im Gegen-
teil: Es handelt sich hier nicht um eine Vorwartsstrategie, sondern um
eine Scheinspariibung. Die 700'000 Franken j&hrlich sind nicht realis-
tisch, da durch die Reorganisation mittelfristig viele Zusatzkosten
entstehen werden, insbesondere — wir haben es ja bei der letzten Re-
organisation gesehen — flir exorbitante Beraterhonorare, Infrastruktur,
Kosten von Arbeitszeit durch langere Anfahrtswege und so weiter.
Wir erachten in Meilen diese Ubung als undurchdacht. Sie bringt kei-
ne Einsparungen, sie ist politisch nicht durchsetzbar und will gut
funktionierende Strukturen und professionelle Angebote ohne Not
abbauen. Das wollen wir nicht.

Ich danke Ihnen auch im Namen der Region Meilen fir die Unterstt-
zung der beiden KEF-Erklarungen.

Werner Scherrer (FDP, Bilach): Als Partei des Gewerbes hélt die
FDP klar fest, dass die Berufsinformationszentren, die BlZ, zwingend
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in die geografische Nahe des Gewerbes gehdren. Im Unterland wurde
das BIZ Dielsdorf nach Oerlikon verschoben. Zwar ist die Erreich-
barkeit dort besser als in Dielsdorf, aber es ist nicht gelungen, den
Kontakt zum Gewerbe, trotz kreativer Losungsansatze, auf dem glei-
chen Level wie vorher zu halten. Hier muss die Bildungsverwaltung
zum Wohl der Jugendlichen intensiv darauf hinarbeiten, dass Diels-
dorf wiederertffnet wird. Das ware eine Aktion zur Effizienzsteige-
rung der Berufsbildung — und nicht eine BIZ-Reduktion.

Sanl10 gibt vor, dass im Berufsbildungsbereich um 700'000 Franken
optimiert werden soll. Die ersten Gerlichte betreffen denn auch
prompt die emotional empfindlichste Stelle, ndmlich eine Reduktion
der BIZ. Wenn ich die Informationen und die Diskussionen im Vor-
feld richtig verstanden habe, sowohl von Regierungsratin Regine
Aeppli als auch von ihren Teamplayern, dann ist doch gar nicht klar,
wo was gemacht werden soll. Diese Zahlen, die hier in der Luft ste-
hen, drei oder sieben, sind so noch nicht sakrosankt. Zeichen aus der
Bildungsdirektion gehen dahin, dass eine weitere Reduktion der Bl1Z
als schwierig angesehen wird. Und trotzdem wird damit hausiert, dass
bei einem Verzicht auf die Einsparungen bei den BlZ, obwohl noch
gar nicht so beschlossen, die 700'000 Franken an einer anderen Stelle
im Bereich Berufsbildung eingespart werden mdissten. Wir sind einig
mit dem Gedanken, der hinter den KEF-Erklarungen steht, und wir
werden in allen kommenden Geschéften klar darauf hinarbeiten, dass
die BlZ-Standorte nicht geféhrdet werden.

Die FDP hat aber im Herbst 2010 einen Grundsatzbeschluss gefasst:
Wir unterstiitzen San10 ohne Vorbehalte. Die beiden KEF-Antrége
schwdchen indirekt die Ziele von Sanl0, noch bevor wir richtig drin
sind; es wurde vorher kurz angesprochen. Und mittels einer KEF-
Erklarung soll ein Bereich — wir haben diese Diskussion auch im Be-
reich der Universitdt und so weiter — ohne vorgéngige Auslegeord-
nung von der Optimierung ausgenommen werden. Das wollen wir so
nicht unterstitzen. Diese Optimierung um 700'000 Franken ist auch
ohne Schliessung eines weiteren B1Z mdglich. Ich erwéhne dazu nur
zwei Beispiele: Ein wichtiger Kostenpunkt ist die Umsetzung der
Vorgabe, dass jedes BIZ eine eigene Infothek anbieten muss. Unsere
Jugend ist internetaffin und bereits beim Vortragschreiben flink und
behende im Internet unterwegs. Ein Umbau der Infotheken in eine
moderne netzbasierte Losung kann massiv Geld sparen und macht die
Tar frei, damit auch an kleinen Orten wieder eine Beratung dezentral
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und sehr nahe an den Schilerinnen und den Schilern wie auch dem
Gewerbe stattfinden kann.

Ein zweiter Denkanstoss: Wenn ich die Mietkosten in Oerlikon, die
ich zufélligerweise von einem anderen Geschéft in diesem Hause
kenne, fiir die Residenz der Berufsberatung an der Dorflistrasse an-
schaue, dann gehe ich davon aus, dass die Liegenschaftsmanagements
in Oerlikon und sicher auch noch bei anderen Standorten ein grosses
Sparpotenzial haben. Eine dezentrale L6sung ist vielleicht nicht ganz
so repréasentativ, im vorliegenden Falle aber sicher durch die Né&he
effizienter und auf dem Land auch ginstiger. Wir werden diese bei-
den KEF-Erklarungen deshalb nicht unterstltzen, aber wir werden
uns, wie zu Beginn gesagt, als richtige Gewerbe-Partei im Sinne des
Berufsnachwuchses mit Haut und Haaren gegen eine weitere Kon-
zentration der BIZ einsetzen. Ich danke Ihnen fir Ihre Aufmerksam-
keit.

Heinz Kyburz (EDU, Mannedorf): Der Kanton neigt zur Zentralisie-
rung, auch die Gemeinden und die Politiker, die Kantonsrate mussen
sich dagegen wehren, weil Zentralisierungen nicht einfach per se
gunstiger kommen, sondern eben manchmal alles auch teurer wird,
wie zum Beispiel beim PJZ (Polizei- und Justizzentrum). Es ist schon,
dass die SVP und die SP hier in dieser Frage einig sind. Schade, hort
man da von der FDP nicht auch eine klare Unterstiitzung. Wir sind
also klar gegen die Zentralisierung. Wir sind fiir dezentrale Struktu-
ren. Und es ware schon, wenn die SP sich, wenn es dann um das Ju-
gendhilfegesetz geht, Gber welches wir in einer Woche sprechen, auch
ein bisschen mehr noch fir dezentrale Strukturen einsetzen wirde,
zum Beispiel die Alimentenbevorschussung oder die Kleinkinder-
betreuungsbeitrdge werden nicht mehr in jedem Bezirk angeboten. Da
mussen die Mitter kunftig halt eben auch in die regionalen Stellen.
Oder auch den Rechtsdienst gibt es nicht in jedem Bezirk. Da ware es
schon, wenn die SP sich dort auch etwas mehr fir dezentrale Struktu-
ren einsetzen wirde, im Weiteren dann auch, wenn es um die Kinder-
und Erwachsenenschutzbehtrde geht. Da gibt es dann ja die Még-
lichkeit, kleine Kreise, dezentrale Kreise zu bilden in den verschiede-
nen Bezirken. Da wére es gut, wenn man sich auch fur dezentrale
Strukturen einsetzen wirde, denn was néher beim Volk ist, ist einfach
besser, als was auf Bezirksebene oder in einer Region stattfindet. Von
daher werden wir beide KEF-Erklarungen unterstiitzen. Danke.
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Regula Kaeser (Griine, Kloten): Sehr vieles wurde schon gesagt, gute
und weniger gute Argumente. Es ist zu bezweifeln, dass effektiv Kos-
ten gespart werden, wenn wir nur noch drei Standorte haben. Wir
Grunen bezweifeln das, und ich mdchte hier ein paar ganz praktische
Aspekte einwerfen: Mit Bestimmtheit haben die jetzigen Standorte
langerfristige Mieten, die auch der Kanton nicht einfach so mieten
kann. Ferner muss an den auserwahlten Standorten Zirich, Winterthur
und Uster wahrscheinlich auch noch Raum dazu gemietet werden,
also werden da kurz- oder langerfristig doppelte Mieten entstehen.
Ferner sind laut neuem Konzept die Berufsberatungen bei den Ju-
gendlichen, das heisst, sie sind zusténdig fir Schulhduser, besuchen
diese regelmdssig und untersttitzen die Jugendlichen und die Lehrer
vor Ort. Hier ist mit erheblich mehr Reisezeit zu rechnen. Diese Rei-
sezeit geht aber auch wieder konkret an den Beratungszeiten verloren.
Schatzungen sprechen da von etwa 10 Prozent Zeit, die verloren ge-
hen kann. Auch der Erstbesuch, der in der Regel im Klassenverband
erfolgt, ist immer umso komplizierter und aufwendiger, je weiter das
BIZ entfernt ist. Auch hier ist mit mehr Kosten zu rechnen. Und fer-
ner verlieren die Schiiler auch kostbare Unterrichtszeit.

Wir Grinen unterstiitzen beide KEF-Erklarungen, weil die geringe
Reduktion einen sehr erheblichen Schaden anrichten konnte.

Kurt Leuch (EVP, Oberengstringen): Die FDP macht zwar jeweils
fromme Bildungsspriiche, aber wenn es dann ums Geld geht, kneift
sie. Zu den Antragen: Die Antrdge von SVP und SP sind eigentlich
ein Antrag, die Antragsstellenden haben es nur nicht auf ein Papier
geschafft. Dieser Antrag konnte auch von der EVP stammen. Wir un-
terstiitzen ihn selbstverstdndlich. Diese San-10-Massnahme wiirde
viel unnotigen Schaden bei den Berufsberatungen anrichten. Sie wére
uberhaupt nicht effizient. Nur schon die Anreise und der Kontakt zum
B1Z waéren sehr viel aufwendiger. Wir hoffen deswegen, dass der An-
trag auf Verzicht auf die Kirzung durchkommt, waren eigentlich nur
gespannt, was SP und SVP stimmen werden, ob sie zweimal Ja oder
nur fir ihren eigenen Antrag stimmen werden. Na ja, die EVP emp-
fiehlt Thnen zweimal Ja.

Corinne Thomet (CVP, Kloten): Ich schliesse mich dieser Empfeh-
lung an. Sehr vieles wurde gesagt, die CVP unterstitzt beide KEF-
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Erklarungen. Wir sind dagegen, noch irgendwelche weitere Reorgani-
sations- und Zentralisierungsiibungen durchzumachen. Es ist mir
wichtig zu erwahnen, dass die Verknupfung vor Ort mit dem Gewerbe
sehr wichtig ist, auch im Bereich der Beratungen. Auch mdchte ich
darauf hinweisen, dass die meisten Lehrstellen immer noch von KMU
zur Verfigung gestellt werden und die Ausbildung dort stattfindet.
Die Verknlpfung und Vernetzung ist sehr wichtig.

Marcel Burlet (SP, Regensdorf): Zum Schluss noch der Praktiker: Ich
habe so eine Zentralisierung — das ist ein Wort, das ich nicht gerne
habe —, ich habe so eine Zentralisierung erlebt, namlich: Unser BIZ
Dielsdorf ist nach Oerlikon geziigelt. Ich melde mich hier als Sekun-
darlehrer und vertrete vor allem meine jetzt zur Schule gehenden
Schulerinnen und Schuler, die in der Berufswahl sind, eine dritte Sek.
Sie wissen, nach dieser BIZ-Abbaumassnahme sollen diese Zentren
einfach zusammengelegt werden. Ich kann Ihnen also aus erster Hand
erzéhlen, was das bewirkt hat, dieses BIZ Dielsdorf nach Oerlikon zu
verlegen. Fur uns Regensdorfer war das praktikabel, mit der S6 sind
wir schnell in Oerlikon. Aber der ganze restliche Bezirk Dielsdorf,
das untere Furttal, das Wehntal — die haben ja nicht mal den Stunden-
takt; doch, den haben Sie, aber nicht den Halbstundentakt. Die haben
jetzt fast eine Verdoppelung der Reisezeit. Und aus Sicht unserer Er-
wachsenenwelt — wir sind ja mobil, sehr mobil — geht das. Aber aus
Sicht der Jugendlichen, aus Sicht der jungen Menschen sind das Wel-
ten. Ich habe auch gehoért — und es geféllt mir —, dass man sagt, regio-
nale Netzwerke erhéhen die Leistungsféhigkeit der BIZ. Das stimmt,
wir haben das auch gemerkt. Bei uns ist es jetzt so, ich sage es lhnen
im Klartext und kiirze ab: Bei uns gibt es jetzt weniger gut besuchte
Elternabende, weil das BIZ viel weiter weg ist; ich habe die Statisti-
ken angeschaut. Bei uns gibt es weniger junge Leute, die ins BIZ ge-
hen, denn jetzt ist es fur sie praktisch eine Weltreise. VVorher konnte
man mit dem Velo oder Toffli noch schnell Giber den Berg; ich sage es
pointiert, einfach damit Sie das wissen. In unserem Bezirk fiihrte also
die Zentralisierung zu einer Entfremdung des BIZ. Eine Stelle, die
geografisch weiter weg ist, wird von den Ratsuchenden, von den Ju-
gendlichen und den jungen Menschen weniger aufgesucht, sogar ver-
nachlassigt. Wollen Sie das? Mir liegen vor allem die Schilerinnen
und Schuler mit schlechtem Schulrucksack am Herzen, die missen
wir intensiv betreuen. Und wenn das BIZ in der Né&he liegt, ist das
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auch Préavention. Und Pravention ist immer kostengunstiger, als wenn
Sie nachher flicken mussen. Ich verzichte auf den Effizienzfetischis-
mus, lieber Thomas Maier. Ich bin flir eine menschliche und in der
Né&he liegende Berufsberatung. Und an Werner Scherrer— wir sind ja
da in diesem Gremium mit den BIZ im Zircher Unterland, es en t-
tauscht mich, dass die FDP nicht zustimmt, aber wir sind auf euch
nicht angewiesen.

Ratsprasident Gerhard Fischer: Nun wurden alle Wiederholungen
gemacht. Es spricht noch Bildungsdirektorin Regine Aeppli.

Regierungsratin Regine Aeppli: Ich mochte die Stichworte aufneh-
men, die Armin Steinmann zu dieser Debatte geliefert hat. BIZ
erbringen wichtige Dienstleistungen, das ist unbestritten, dieser Mei-
nung ist auch der Regierungsrat. Richtig ist auch, dass der Regie-
rungsrat krampfhaft nach Massnahmen gesucht hat, um den Aufwand
zu reduzieren. Ja, diese Sparibungen sind ein «Krampf» fur die Re-
gierung und fur die einzelnen Direktionsvorsteherinnen und Direkti-
onsvorsteher, das schleckt keine Geiss weg. Und was Sie auch richtig
bemerkt haben, Armin Steinmann, es geht hier um die Zukunft unse-
rer Jugend. Nur muss ich Ihnen sagen: Bei der Bildung geht es eigent-
lich immer um die Zukunft unserer Jugend und doch sind wir gehal-
ten, im Rahmen unseres Haushaltsgleichgewichts jeweils auch unse-
ren Beitrag zu leisten seitens der Bildungsdirektion — mit krampfhaf-
ten Bemihungen. Und all jenen, die jetzt die Zentralisierung ange-
prangert haben, mochte ich einfach sagen: Da wissen Sie mehr als
wir. Das hat Werner Scherrer richtig bemerkt, es ist eine Vorgabe,
deren Umsetzung noch definiert werden muss. Es geht um die
700'000 Franken pro Jahr, die eingespart werden mussen. Die Mass-
nahme ist mit «Optimierung» beschrieben und nicht mit «Zentralisie-
rung». Aber ich kann auch da Entwarnung geben und vielleicht ist das
auch fur die FDP eine gute Nachricht: Der Regierungsrat ist bereit,
beide KEF-Erklarungen entgegenzunehmen, aber mit der Verpflich-
tung verbunden, dass die Bildungsdirektion krampfhaft nach anderen
Sparmassnahmen in diesem Umfang suchen muss. In dem Sinne sind
wir, wie gesagt, bereit, die KEF-Erklarungen entgegenzunehmen.
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Abstimmungen

Der Kantonsrat stimmt der Uberweisung der KEF-Erklarung 15
mit 149 : 17 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.

Der Kantonsrat stimmt der Uberweisung der KEF-Erklarung 16
mit 138 : 28 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.

Die Beratungen werden abgebrochen.

Schluss der Sitzung: 12.20 Uhr

Es findet eine Nachmittagssitzung mit Beginn um 14.30 Uhr statt.

Zurich, den 31. Januar 2011 Die Protokollfuhrerin:
Heidi Baumann

Von der Protokollprifungskommission der Geschéftsleitung genehmigt am
14. Februar 2011.



	1. Mitteilungen
	2. Zukunft der Kaserne
	3. Anreize zur Förderung von pflegenden Angehörigen
	4. Dezentrale Infrastruktur für Polizei und Justiz
	5. Förderung und Unterstützung der frühen Sprachförderung in Kinderkrippen, Tagesfamilien und Spielgruppen
	6. Zustellung der Lohnabrechnung für kantonale Angestellte per E-Mail im Intranet
	7. Verknüpfung der Stadtbahn Limmattal mit dem Stadtzürcher Tramnetz
	8. Erklärungen zum Konsolidierten Entwicklungs- und Finanz-plan 2011−2014 (KEF 2012−2015)

